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Tagesordnungspunkt 1

a) Antrag der Abgeordneten Thomas Nord, Klaus
Ernst, Dr. Dietmar Bartsch, weiterer Abgeordneter
und der Fraktion DIE LINKE.

Die Verhandlungen zum EU-USA Freihandelsab-
kommen TTIP stoppen

BT-Drucksache 18/1093

b) Antrag der Abgeordneten Katharina Dröge, Bär-
bel Höhn, Britta Haßelmann, weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Für ein starkes Primat der Politik - Für fairen
Handel ohne Demokratie-Outsourcing

BT-Drucksache 18/1457

c) Antrag der Abgeordneten Katharina Dröge,
Kerstin Andreae, Dr. Thomas Gambke, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN

Stellungnahme im Rahmen des Konsultationsver-
fahrens der Europäischen Kommission zum In-
vestitionsschutzkapitel im geplanten transatlanti-
schen Freihandelsabkommen TTIP

BT-Drucksache 18/1964

Der Vorsitzende: Meine Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und Kollegen. Zur heutigen öffentli-
chen Anhörung in unserem Ausschuss für Wirt-
schaft und Energie zum Handels- und Investiti-
onsabkommen zwischen der EU und den USA –
TTIP – darf ich Sie recht herzlich begrüßen. Der
Anhörung liegen zunächst einmal Anträge aus
dem Haus zu Grunde und zwar:

Antrag der Fraktion DIE LINKE. Die Verhandlun-
gen zum EU-USA Freihandelsabkommen TTIP
stoppen (BT-Drucksache 18/1093) und der Antrag
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Für ein
starkes Primat der Politik - Für fairen Handel ohne
Demokratie-Outsourcing (BT-Drucksache 18/1457)
und ebenfalls von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN Stellungnahme im Rahmen des Konsul-
tationsverfahrens der Europäischen Kommission
zum Investitionsschutzkapitel im geplanten trans-
atlantischen Freihandelsabkommen TTIP (BT-

Drucksache 18/1964). Ich darf insbesondere heute
begrüßen die Sachverständigen, die uns zur Bera-
tung dieses Themas zur Verfügung stehen. Die
Liste liegt ja aus und ist bekannt, seien Sie uns
alle recht herzlich willkommen. Ich denke, ich
brauche Sie nicht im Einzelnen begrüßen, weil
wir Sie ja jetzt zwei Stunden lang intensiv befra-
gen können. Ich darf außerdem begrüßen die Kol-
leginnen und Kollegen des Ausschusses für Wirt-
schaft und Energie und anderer mitberatenden
Ausschüsse, für die Bundesregierung Frau Staats-
sekretärin Gleicke und Fachbeamte aus dem Mi-
nisterium, Vertreter und Vertreterinnen der Län-
dern, Vertreter der Medien, Bild, Ton und Print
und die Zuschauerinnen und Zuschauer hier oben
auf den Rängen. Außerdem ist das ganze live über
das Parlamentsfernsehen zu beobachten. Zum Ab-
lauf folgende Erläuterung zu Beginn. Die Fraktio-
nen haben sich darauf verständigt, diese Anhö-
rung nicht in Themenblöcke aufzuteilen. Deswe-
gen werden wir die Befragung unter Berücksichti-
gung wie immer des Stärkeverhältnisses der Frak-
tionen durchführen. Um der Opposition entgegen
zu kommen, wurde zwischen den Fraktionen ein
Schlüssel 2:2:1:1 für die erste Runde vereinbart,
für die zweite Runde 5:3:1:1 und für die dritte
Runde wiederum wie bei Runde eins 2:2:1:1. Das
heißt also, das sind immer die Reihenfolgen der
Fragestellungen. Das werden wir dann in der Pra-
xis sehen, wie es funktioniert. Um drei komplette
Fragerunden in der uns zur Verfügung stehenden
Zeit, nämlich zwei Stunden, durchführen zu kön-
nen, sind wir darauf angewiesen, dass sich so-
wohl die Abgeordneten als auch die Sachverstän-
digen an Zeiten halten und sich möglichst kurz
fassen. Wir haben deswegen vereinbart, dass pro
Wortmeldung immer eine Gesamtredezeit von
5 Minuten maximal zur Verfügung steht und zwar
zusammen für Frage und Antwort. Das heißt also,
je länger man fragt, desto kürzer darf dann nur die
Antwort ausfallen. Also auch noch einmal die
Bitte an die fragestellenden Kolleginnen und Kol-
legen, nennen Sie zu Beginn Ihrer Frage immer
den Namen des Sachverständigen, an den sich die
Frage oder die Fragen richten. Und hier oben se-
hen wir alle eine Uhr, wo wir transparent verfol-
gen können, wie die Zeit fortschreitet, also bitte
jeweils nur fünf Minuten. Wegen der bereits er-
wähnten Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit,
gibt es keine Eingangsstatements. Die schriftlichen
Stellungnahmen liegen ja aus und die haben Sie
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sich ja auch schon alle geholt und sind als Aus-
schussdrucksachen erhältlich. Es wird auch ein
Wortprotokoll erstellt für die Ewigkeit zum Nach-
lesen. Zur Erleichterung derjenigen, die das Proto-
koll erstellen, werde ich die Sachverständigen vor
jeder Abgabe einer Stellungnahme namentlich
aufrufen, damit man dann weiß, wer was gesagt
hat. Deswegen jetzt ohne Umschweife Beginn der
Befragung. In der ersten Runde hat die erste Frage
der Kollege Lämmel für die CDU/CSU-Fraktion.

Abg. Andreas Lämmel (CDU/CSU): Herr Vorsit-
zender, sehr geehrte Damen und Herren. Ich habe
eine Frage an Herrn Prof. Felbermayr. Und zwar
ganz grundsätzlich gesehen, das werden Sie ja
heute in der Anhörung sicherlich auch erleben,
zieht jeder für seine Argumente ein Gutachten aus
der Tasche. Und es gibt ja zu dem Thema TTIP o-
der Freihandelsabkommen genauso wie für CETA
schon eine Menge verschiedenster Gutachten, die
auch immer wieder zu verschiedenen Ergebnissen
kommen bei der Betrachtung der Effekte dieses
möglichen Freihandelsabkommens. Und ich
würde Sie gern einmal als Wissenschaftler fragen,
wie denn in der wissenschaftlichen Debatte diese
ganze Frage der Gutachten und der Ergebnisse der
Gutachten betrachtet wird und wie sich aus Ihrer
Sicht auch die Erkenntnislage zu den Freihandels-
abkommen, wie zum Beispiel TTIP, in den letzten
Jahren geändert hat.

Der Vorsitzende: Herr Prof. Felbermayr war ge-
fragt. Bitte, Herr Felbermayr.

SV Prof. Dr. Gabriel Felbermayr (ifo Institut):
Herzlichen Dank für die Einladung und die Frage.
Es gibt eine lange Tradition in der volkswirt-
schaftlichen Forschung, die Effekte von Freihan-
delsabkommen zu evaluieren, da ist TTIP eigent-
lich nichts Neues. Mit dem TTIP-Abkommen und
mit dem Kanada-Abkommen haben wir insofern
eine neue Situation, weil nicht tarifäre Barrieren
eine große Rolle spielen. Das sind die Kosten, die
aus unterschiedlicher Regulierung in zwei Volks-
wirtschaften entstehen. Und diese Unterschiede
schaffen für die Unternehmen Kosten. Die Frage
ist: Wie hoch sind die und in welcher Form kann
ein Abkommen wie TTIP diese Kosten absenken?
Und dazu gibt es verschiedene Zugänge, wie man
das machen kann. Entweder Expertenmeinung,

das ist sozusagen die etwas altmodischere Me-
thode, neuere ökonometrischere Verfahren fragen:
Was können wir aus existierenden Abkommen,
die auch tief sind, zum Beispiel die Europäische
Union oder das NAFTA-Abkommen oder die
neuen Abkommen der Amerikaner mit südameri-
kanischen Staaten oder die Korea-Abkommen der
EU und der USA - was können wir aus den 20/25
tiefen Abkommen, die es gibt, lernen? Und da ist
die Literatur so, dass man eigentlich sagen muss,
diese Abkommen, die geschlossen wurden, um
zwischen den beteiligten Staaten Handel zu schaf-
fen, funktionieren, die Handelsschaffungseffekte
sind in tausenden Studien/Schätzungen nachge-
wiesen. Dazu gibt es mittlerweile Metastudien,
also Studien über Studien und darüber gibt es ei-
gentlich keinen ernsthaften Zweifel in der ökono-
mischen Diskussion. Die Frage ist, wie dann sol-
che Kosteneinsparungseffekte, die man aus diesen
Studien ableiten kann, wie die übersetzt werden
können in Beschäftigungsgewinne, in Wohl-
standsgewinne. Und da ist eine große Frage, wel-
ches Modell denn nun konkret verwendet wird.
Und da haben wir, das ist sicherlich das Thema,
auf das Sie ansprechen, da haben wir verschie-
dene Studientypen oder Modelltypen, die dann
auch mit anderen Ergebnisses herauskommen.
Klassischer Weise werden für handelspolitische
Fragen Handelsmodelle verwendet, die zulassen,
dass in solchen Abkommen die Zölle gesenkt wer-
den oder die nichttarifären Barrieren gesenkt wer-
den und das führt dann dazu, dass Unternehmen
sich stärker spezialisieren können auf das, was sie
gut machen. Dass Größenvorteile ausgenutzt wer-
den können, das erhöht die Produktivität. Und auf
der anderen Seite haben wir Effekte auf die Preise.
Wenn die Wettbewerbsstärke zunimmt, dann
sollte man davon ausgehen, dass die Unterneh-
men ein Teil jedenfalls ihrer Kosteneinsparungen
an die Verbraucher weitergeben, also sinken die
Preise für die Verbraucher. Die Produktvielfalt
sollte zunehmen und - sehr wesentlich in einer
modernen Volkswirtschaft wie der deutschen, die
ja auch beschaffen muss, also Waren aus dem
Ausland beschaffen muss - es sinken auch die Be-
schaffungspreise. In solchen Modellen, das kann
ich jetzt sagen, nachdem wir zehn/zwölf Studien
vorliegen haben, in solchen Modellen ist das Vor-
zeichen eindeutig. Das bringt in der langen Frist
für die deutsche, für die europäische, für die US-
Volkswirtschaft Vorteile. Und die liegen, das
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würde ich jetzt so zwischen ein und drei Prozent
beziffern, über die Studien hinweg. Es gibt auch
Studien, die diese Kanäle nicht aufweisen, die ich
vorher genannt habe, die keine Produktivitätsef-
fekte und starre Preise unterstellen und das ist
eine Studie, die ich auch hier wieder in den Un-
terlagen lesen musste, von einem italienischen
Studenten, der zur Zeit in den USA promoviert,
ein gewisser Herr Capaldo, der uns sagt, wir müs-
sen mit 600 000 Arbeitslosen mehr rechnen in den
USA und mit einer Rezession in Deutschland. Das
ist etwas, das in der wissenschaftlichen Diskus-
sion als Arbeit keine Chance hätte, weil es eben
kein handelspolitisches Modell ist. Dort gibt es
keine Zölle, wenn Sie das Wort Zoll suchen, fin-
den Sie das dort nicht. Und es ist ein Kurzfristmo-
dell, wenn überhaupt, das für langfristige struk-
turpolitische Maßnahmen wie TTIP nicht geeignet
ist. Deswegen, wenn wir den Blick auf die sozusa-
gen wissenschaftlich ausgewiesenen Studien len-
ken, die eben Handelspolitik auch abbilden kön-
nen, dann sind die Vorzeichen klar. Und was die
Größenordnungen angeht, würde ich von einem
Intervall sprechen, für Deutschland zwischen ein
und drei Prozent.

Der Vorsitzende: Danke, Herr Felbermayr. Die
nächste Frage kommt für die SPD-Fraktion vom
Abgeordneten Wiese.

Abg. Dirk Wiese (SPD): Meine Frage geht an Herrn
Detlef Raphael vom Deutschen Städtetag. In den
letzten ein/zwei Wochen ist in den Medien ein
Gutachten kursiert, wo vermeintlich festgestellt
worden ist, dass sich Kommunen oder Räte nicht
mit TTIP und CETA befassen dürfen. Diese
Rechtsauffassung, die der Wissenschaftliche
Dienst da von sich gegeben hat, die lehne ich klar
ab. Ich glaube, aus der SPD-Fraktion kann man sa-
gen, es ist gut, dass über das Für und Wider von
Freihandelsabkommen diskutiert wird, auch ge-
rade was den Begriff der Daseinsvorsorge betrifft,
was die Kommunen tangiert. Und darum meine
Frage zum Bereich der Daseinsvorsorge, es ist ja
erst einmal auf den ersten Blick klar, dass eigent-
lich die Daseinsvorsorge so nicht tangiert ist. Jetzt
gibt es aber durchaus Schwierigkeiten mit dem
englischen Begriff der public utilities, was ja auch
im GATS-Abkommen mit Ausnahmen geregelt ist.
Und darum die Frage: Ist es zur Ausnahme der öf-

fentlichen Daseinsvorsorge/öffentlichen Dienst-
leistungen ausreichend, dass der Verweis auf das
GATS-Abkommen ist oder bedarf es einer weite-
ren Klarstellung, damit der ganze Bereich der Da-
seinsvorsorge ausgeschlossen ist und nicht tan-
giert ist?

Der Vorsitzende: Bitte, Herr Raphael.

SV Detlef Raphael (Deutscher Städtetag): Herzli-
chen Dank, Herr Vorsitzender. Herzlichen Dank,
Herr Wiese. Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren. Gestatten Sie mir eingangs die Bemerkung,
dass ich auch die beiden anderen kommunalen
Spitzverbände, Deutscher Landkreistag und Deut-
scher Städte- und Gemeindebund, sowie den Ver-
band kommunaler Unternehmen mitvertrete. Wir
haben im Oktober letzten Jahres ein gemeinsames
Positionspapier vorgelegt, was Ihnen auch vor-
liegt. Da nur noch der Hinweis, zu dem was Sie,
Herr Wiese, eingangs gesagt haben. Wir vertreten
die Rechtsauffassung, dass sich selbstverständlich
die kommunalen Vertretungskörperschaften mit
der Thematik auseinander setzen dürfen, weil es
einen klaren lokalen Bezug gibt, nämlich die kom-
munale Daseinsvorsorge, was ja spätestens auch
durch das Vorliegen der Verhandlungstexte zu
CETA dann sichtbar wird. Von daher vertreten
wir eine andere Auffassung als der Wissenschaft-
liche Dienst des Deutschen Bundestages. Zu Ihrer
Frage im Hinblick auf die öffentliche Daseinsvor-
sorge haben wir festzustellen, dass sich die Über-
setzungen des Begriffes public utilities sehr unter-
schiedlich darstellen und auch unterschiedlich
interpretiert wird, was unter public utilities denn
zu verstehen ist. Wir haben gleichzeitig die Prob-
lematik, dass wir auf der europäischen Ebene den
Begriff „Dienstleistungen von allgemeinem wirt-
schaftlichen und nicht wirtschaftlichem Inte-
resse“ erst seit rund 15 Jahren kennen. Damit ha-
ben wir in der EU einen Rahmen für öffentliche
Dienstleistungen in den EU-Mitgliedstaaten sowie
die Rechtsprechung des EuGH, die diesen Rah-
men interpretiert. Diese Begrifflichkeit wird in al-
ler Regel in der Übersetzung des Begriffes public
utilities nicht verwendet. Und das macht uns un-
ruhig in der Einschätzung, ob die öffentliche Da-
seinsvorsorge vollumfänglich tatsächlich von den
Freihandelsabkommen ausgenommen ist. Deshalb
vertreten wir auch die Auffassung, und umschifft
das Problem der Definition, indem man in den
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Freihandelsabkommen, wie bisher auch, nur eine
Positivliste verwendet, die Bereiche benennt, die
tatsächlich Gegenstand eines Freihandelsabkom-
mens sind. Alle anderen Bereiche, die dann nicht
benannt werden, und damit auch die öffentliche
Daseinsvorsorge in Gänze ausgenommen werden
könnten. Wir erwarten mit großem Interesse, wel-
che Begrifflichkeit jetzt bei der amtlichen Überset-
zung des CETA-Textes für public utilities dann
dort verwandt werden wird und ob es sich wirk-
lich anlehnt an dem, was in GATS verwandt wird.
Dort heißt es ja öffentliche Aufgaben, was auch
unseren Begriff der öffentlichen Daseinsvorsorge
nicht gänzlich umfasst. Es kursierte auch schon
die Begrifflichkeit - hoheitliche Leistungen - was
uns noch mehr Sorgen bereiten würde, weil es ei-
gentlich viel stärker eingrenzt und sich mehr
konzertiert auf das, was man auch unter hoheitli-
chen Aufgaben im engeren Sinne verstehen
könnte. Von daher kann ich auch dem folgen, und
jetzt verweise ich an meinen Sitznachbarn Herrn
Prof. Krajewski, der dazu ja schon eine Studie
auch im Oktober herausgegeben hat, wo genau
diese Problematik noch einmal ausführlich darge-
stellt wird. Wir haben ein unterschiedliches Ver-
ständnis in allen 28 EU-Mitgliedstaaten von öf-
fentlicher Daseinsvorsorge. Wir verstehen in
Deutschland etwas ganz anderes darunter als die
Rumänen oder die Engländer oder auch die Fran-
zosen und Portugiesen, was wir seit vielen Jahren
in unseren Debatten auf der europäischen Ebene
zur Daseinsvorsorge auch immer wieder erleben.
Von daher ist das Plädoyer aller vier Verbände,
den Bereich der öffentlichen Daseinsvorsorge
durch eine Positivliste auszunehmen. Schönen
Dank.

Der Vorsitzende: Dankeschön. Als nächster Frage-
steller der Kollege Heider für die CDU/CSU-Frak-
tion.

Abg. Dr. Matthias Heider (CDU/CSU): Vielen
Dank, Herr Vorsitzender. Ich will da gern einmal
versuchen, mit der Frage anzuknüpfen, zumal das,
was Gegenstand von Dienstleistungen im allge-
meinen öffentlichen Interesse oder wenigstens im
wirtschaftlichen öffentlichen Interesse in den Mit-
gliedstaaten ja aufgrund verschiedener rechtlicher
Tradition durchaus sehr unterschiedlich gesehen
wird, jedenfalls wenn man es aus dem französi-
schen Verwaltungsrecht ableitet, ist das ja auch

ein sehr weitgehender Begriff. Mich würde in dem
Zusammenhang, Herr Güllner, interessieren, Sie
hatten in Ihrer Stellungnahme angesprochen -
wird TTIP Vorrang vor dem EU-Recht haben? Und
das verführt zu der Frage, was da verhandelt wird
im Ergebnis? Respektiert das geltendes EU-Recht
und damit auch das Recht der Mitgliedstaaten in
den EU-Bezügen? Wie ist die Verhandlungsposi-
tion der Europäischen Union in diesem Zusam-
menhang? Werden wir das Ergebnis eins zu eins
umsetzen können oder gibt es da noch Hausaufga-
ben, die die Mitgliedstaaten machen müssen?

Der Vorsitzende: Das Wort hat Herr Güllner für
die EU-Kommission.

SV Lutz Güllner (EU-Kommission): Herzlichen
Dank. Ich könnte die Antwort relativ einfach ma-
chen. Ich probiere, es in zwei Elementen aufzu-
greifen. Natürlich verhandelt die Europäische
Kommission auf Grundlage eines Mandats, das ihr
durch die Mitgliedstaaten der Europäischen
Union gegeben wurde, Sie kennen das Mandat
vom Juni 2013, in dem also relativ genau der Rah-
men, der Umfang und letztlich auch die Inhalte
dieser Verhandlungen inklusive auch der soge-
nannten roten Linien festgelegt ist. Das Mandat
ist, wie Sie wissen, mittlerweile öffentlich auch
auf Betreiben der Europäischen Kommission hin,
das ist gut so. Das heißt jeder Mann, jede Frau
kann genau nachlesen, was dort drin steht. Im Üb-
rigen wurde dieses Mandat ja auch mehrmals be-
stätigt durch verschiedene Ministerräte auch
durch den Handelsministerrat und wurde auch
durch den Europäischen Rat im Übrigen einige
Male bestätigt. Das zweite Element, das man zur
Beantwortung Ihrer Frage heranziehen muss, ist
natürlich die handelspolitische Praxis der Europä-
ischen Union. TTIP ist nicht das erste Abkommen,
das wir verhandeln, sondern eines von einer gan-
zen Reihe von Abkommen, die wir schon seit vie-
len, vielen Jahren aushandeln bzw. die zur han-
delspolitischen Praxis dazugehören. Und natür-
lich baut jede Verhandlung auf der handelspoliti-
schen Praxis auf. Das heißt, wir wissen ganz ge-
nau, welche verschiedenen Elemente direkte Um-
setzung bedeuten, welche Elemente in den Be-
reich der Mitgliedstaaten eingreifen, wo gewisse
Umsetzungen zu führen sind. Und darüber hinaus
ist die Frage natürlich immer: Handelt es sich hier
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um EU-Instrumente oder um mitgliedstaatliche In-
strumente? Also um die Antwort zusammenzufas-
sen – auf Grundlage des Mandats, auf Grundlage
der handelspolitischen Praxis, der Erfahrung, die
wir bisher haben, ist das natürlich noch nicht ab-
schließend zu sagen. Aber wenn Sie sich angu-
cken, wie das mit Korea und wie das wahrschein-
lich auch mit Kanada der Fall sein wird, hat man
wahrscheinlich schon eine relative klare Richtli-
nie in diese Richtung. Danke.

Der Vorsitzende: Die nächste Frage hat für die
SPD-Fraktion die Kollegin Scheer.

Abge. Dr. Nina Scheer (SPD): Vielen Dank. Meine
Frage geht an Herrn Prof. Krajewski. Und zwar
möchte ich gern Ihre Einschätzung dazu wissen,
mit welchen vertraglichen Elementen eine Beein-
flussung staatlichen Handelns sowohl der gesetz-
geberischen als auch denkbarer Weise der verord-
nungsgeberischen Ebenen zu erwarten wäre und
wie möglicherweise auch eine Ausgestaltung die-
ser Abkommen des betreffenden hier jetzt vielfach
diskutierten Abkommens möglich wäre, ohne eine
solche Beeinflussbarkeit?

Der Vorsitzende: Herr Prof. Krajewski, bitte.

SV Prof. Dr. Markus Krajewski (Friedrich-Ale-
xander-Universität-Erlangen-Nürnberg): Vielen
Dank. Vielen Dank für die Frage. Ich denke, auf
die Frage sollte man erst einmal grundsätzlich
antworten und sich klar machen, warum man sol-
che Handelsabkommen abschließt. Man schließt
solche Handelsabkommen ja ab, weil man staatli-
ches Handeln in gewissen Grenzen halten möchte.
Wenn man das staatliche Handeln grundsätzlich
unbegrenzt lassen möchte, dann braucht man
Freihandelsabkommen nicht, dann braucht man
völkerrechtliche Abkommen nicht. Die Funktion
von solchen Abkommen ist ja immer, bestimmtes
staatliches Handeln auszuschließen oder in be-
stimmten Grenzen zu halten. Ich glaube, das muss
man sich erst einmal grundsätzlich klar machen.
Insofern ist jedes völkerrechtliche Abkommen na-
türlich auch darauf gerichtet, das Handeln von
Gesetzgebung und von Verwaltung zu beeinflus-
sen, sonst wäre es sinnlos aus meiner Sicht. Wenn
man jetzt ganz konkret auf Handelsabkommen
schaut, und insbesondere auf Handelsabkommen

mit einem Investitionsschutzkapitel, darüber spre-
chen wir ja hier, dann halte ich es für sinnvoll, zu
unterscheiden zwischen einmal dem Handeln der
Legislative, also sozusagen Ihrem Beritt gewisser-
maßen und natürlich dem Verhalten der Exeku-
tive und wenn man es vollständig machen
möchte, auch noch der Judikative. Wobei ich da
gleich sagen möchte, da sehe ich im Moment je-
denfalls wie die Handelsabkommen der Europäi-
schen Union gestaltetet sind, am wenigsten sozu-
sagen tatsächliche Beeinflussung des staatlichen
Verhaltens. Wenn wir mit der Legislative anfängt,
dann ist, glaube ich, wenn wir uns das anschauen,
was wir zurzeit über die Verhandlungen und über
TTIP wissen, sicherlich der Bereich, der da heißt
regulatorisch Kooperation, derjenige, der am
stärksten darauf gerichtet ist, legislatives Verhal-
ten zu beeinflussen. Es geht ja da darum, zukünf-
tige Regulierungen, zukünftige Gesetze, zukünf-
tige Verordnungen im Regulierungsbereich entwe-
der an einen gemeinsamen Standard oder an inter-
nationale Standards oder jedenfalls insofern zu
beeinflussen, als von ihnen möglichst weniger
handelsbeschränkende Effekte ausgehen sollen.
Wenn wir uns den Bereich des Investitionsschut-
zes anschauen, dann ist es natürlich ein Bereich,
wo zunächst einmal, wenn man abstrakt darauf
schaut, nicht klar ist, in welchem Umfang dies
staatliches Verhalten tatsächlich beeinflussen
wird, denn das hängt ja davon ab, in welchen kon-
kreten Fragen, in welchen konkreten Situationen,
in welchen konkreten Streitfällen ein solches
Schiedsverfahren dann eine Rolle spielt. Ich
finde, man kann das sehr gut in Moment, so ver-
suche ich es jedenfalls immer zu erklären, wenn
man sich das vor Augen halten möchte, sehr gut
an den beiden Vattenfall Verfahren, die Deutsch-
land einmal durchgeführt hat bzw. noch durch-
führt, sehen. Einmal in Hamburg ging es letztlich
um das Verhalten einer Behörde, die auf der
Grundlage, wenn ich richtig informiert bin, des
Wasserhaushaltgesetzes eine Entscheidung im
Rahmen eines gesetzlichen Ermessens zu fällen
hatte und in dem anderen Fall wissen Sie selber,
worum es geht. Und da kann man sich natürlich
überlegen, meine Vermutung wäre, dass in einer
solchen Konstellation, wenn also ein Ausschuss
des Deutschen Bundestages zukünftig Gesetze be-
rät, natürlich eine Frage aufkommt, passt das ei-
gentlich mit TTIP zusammen, passt das mit unse-
ren Investitionsschutzvereinbarungen zusammen?
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Ich würde aber vermuten, dass die Abgeordneten
des Deutschen Bundestages in einem solchen Fall
möglicherweise hinreichend selbstbewusst sind,
um zu sagen, auf die Klage lassen wir es erst ein-
mal ankommen. Jedenfalls ist das ja ein Verhalten,
dass wenn wir sozusagen Europarecht anschauen,
durchaus eben beobachtbar ist, ob das auf der Ver-
waltungsebene, insbesondere auf der Landes- und
Kommunalverwaltungsebene, genau so sein wird,
das wage ich zu bezweifeln. Und aus meiner Sicht
zeigt das Beispiel Hamburg auch sehr gut, dass na-
türlich der Rechtsstreit, der da geführt wurde, so-
wohl der Rechtsstreit vor dem Verwaltungsge-
richt, der aber natürlich auch im Schatten des in-
vestitionsschutzrechtlichen Streits geführt wurde,
das der natürlich auf das Ergebnis, das dabei her-
ausgekommen ist, nämlich diesen Vergleich, dass
der da Einfluss hatte und natürlich stand am Ende
ein Vergleich, in dem die Umweltschutzauflagen,
die sich die Hamburger Umweltbehörde seiner
Zeit ursprünglich vorgestellt hatte, etwas anders
dargestellt waren. Also an diesen Fällen kann
man, glaube ich, sehr gut studieren, in welchem
Umfang ein solches Abkommen staatliches Han-
deln beeinflussen kann. Dankeschön.

Der Vorsitzende: Die nächste Frage kommt von
der Kollegin Leidig von der Fraktion DIE LINKE.

Abge. Sabine Leidig (DIE LINKE.): Vielen Dank,
Herr Vorsitzender. Ich habe zwei Fragen an zwei
Sachverständige und möchte die Themen aufgrei-
fen, die Prof. Krajewski gerade angesprochen hat.
Die erste Frage geht an Herrn Fritz bezüglich der
Sonderklagerechte für Investoren und Unterneh-
men, die ja am meisten umstritten sind, auch in
der Öffentlichkeit. Und ich möchte gerne von
Ihnen wissen, wie Sie die Reformvorschläge beur-
teilen, die jetzt in die Diskussion gebracht wur-
den, insbesondere die Ermöglichung von Beru-
fung qualifizierter Berufsrichter, den Verhaltens-
kodex für Schiedsrichter, Offenlegung für die Fi-
nanzierung eines Verfahrens, das sind diese Re-
formvorschläge, was sagen Sie dazu? Die zweite
Frage geht an Herrn Maier und bezieht sich auf
die gerade schon genannte regulatorische Koope-
ration, bei der wechselseitige Verständigung über
Gesetzgebungs- und Gesetzänderungsprozesse
vorgesehen sind und mögliche Einflussnahmen.
Welche Probleme sehen Sie bei dieser geplanten
Verabredung und gibt es Erfahrungen aus Ihrer

Sicht, die bedeutsam sind für eine Entscheidung
des Bundestages bzw. teilen Sie den Optimismus,
dass die Bundestagsabgeordneten schon klug ge-
nug sein werden, darüber hinweg zu gehen?

Der Vorsitzende: Bitte für beide Antworten jetzt
zusammen die fünf Minuten einhalten. Zunächst
Herr Fritz.

SV Thomas Fritz (PowerShift e.V.): Vielen Dank
für die Frage. Ich denke, man muss bei den jetzt
zur Diskussion gestellten Reformvorschlägen un-
terscheiden zwischen denjenigen Reformvorschlä-
gen, die Eingang gefunden haben in den CETA-
Vertrag und möglicherweise auch in TTIP Eingang
finden werden und denjenigen weitergebenen Re-
formvorschlägen, die sich auf den permanenten
Handels- und Investitionsgerichtshof beziehen,
weil dieses hat überhaupt keinen Eingang in
CETA bisher gefunden. Die Reformen, die Eingang
gefunden haben in CETA und auch von der EU-
Kommission als mögliche Reformschritte im Zu-
sammenhang von TTIP zur Diskussion gestellt
worden sind in der Konsultation, gehen im Prin-
zip nicht weit genug, um Kernprobleme der Inves-
tor-Staat-Verfahren zu beseitigen. Es bleibt immer
noch ein Sonderrecht für transnational tätige In-
vestoren und der private Charakter der Schiedsge-
richtsbarkeit bleibt auch erhalten. Im CETA ist es
nach wie vor so, dass es eine freie Wahl des Fo-
rums gibt, wo man einen Investor-Staat-Streitfall
austragen kann, das ist nach wie vor freigestellt.
Es gibt auch nach wie vor die Möglichkeit, eine
freie Wahl der Schiedsrichter vorzunehmen. Die
Liste, die dort vorgeschlagen wurde für Schieds-
richter, bezieht sich nur auf den Fall, dass es nicht
dazu kommen sollte, dass sich die beteiligten Par-
teien auf Richter einigen sollten. In der Regel
schlagen aber immer alle beteiligten Parteien ih-
ren eigenen Schiedsrichter vor. Das heißt, private
Anwälte werden nach wie vor die Möglichkeit ha-
ben, hier über die Schiedsverfahren zu sitzen und
zu urteilen. Die Berufungsinstanz, die in CETA
eingebaut worden ist, ist nur erwähnt worden als
ein möglicher Diskussionspunkt für den Aus-
schuss über Investitionen und Dienstleistungen.
Es ist vollkommen offen, ob man sich nach Ab-
schluss des Verfahrens auf eine solche Berufungs-
instanz wird einigen können. Wenn man das jetzt
schon nicht konnte während der Verfahren, ist die
Chance eigentlich noch niedriger, dass es danach,



Ausschuss für Wirtschaft und Energie

18. Wahlperiode Protokoll der 35. Sitzung
vom 16. März 2015

Seite 12 von 31

wenn der Vertrag schon in trockenen Tüchern ist,
gelingen sollte. Das Right to regulate, also die Re-
gulierung, das ist lediglich in der Präambel er-
wähnt worden und in den nicht verbindlichen
bzw. nicht sanktionsbewährten Nachhaltigkeitska-
piteln. Das Right to regulate ist nicht im Investiti-
onskapitel verankert worden, wo es eigentlich
auch hingehören würde.

SV Jürgen Maier (Forum Umwelt und Entwick-
lung): Vielen Dank. Also regulatorische Koopera-
tion würde natürlich heißen, dass wir vor allen
Dingen das Problem haben, in Zukunft höhere
Standards als das, was wir heute beschließen,
könnten wir im Grunde nicht mehr alleine be-
schließen. Denn wenn die Verpflichtung im TTIP-
Vertrag heißt, wir machen nur noch Standards ge-
meinsam, dann wird das sehr, sehr schwierig.
Eine andere Frage ist natürlich, ob das dann auch
die bestehenden Standards unter Druck setzt. Dar-
über wird ja auch sehr viel diskutiert. Die USA
zum Beispiel sagen sehr klar, sie verhandeln nicht
über Kooperationen bei Finanzmarktregulierun-
gen, weil das ihre höheren Standards beim Fi-
nanzmarkt absenken würde, sehr zum Ärger der
Kommission. Umgekehrt sagen die Europäer, un-
sere Lebensmittelstandards sind höher, aber wir
verhandeln natürlich trotzdem darüber und das
Verhandlungsmandat sagt nicht, die höheren
Standards werden hinterher sozusagen die ge-
meinsamen Standards, sondern es gibt irgendwel-
che gemeinsamen Standards und wenn ich die
Kommission dann immer höre, wenn sie sagt: Un-
sere Standards stehen nur nicht zur Disposition,
Verhandlungen sind ein Geben und ein Nehmen
und wer sagt, wir werden nur nehmen, aber nicht
geben, diese Verhandlungsstrategie halte ich nicht
für glaubwürdig.

Der Vorsitzende: Die nächste Frage hat Frau Dröge
für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Abge. Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Vielen Dank. Meine Frage richtet sich an
Klaus Müller. Ich würde gern von Ihnen wissen,
wie Sie grundsätzlich das bewerten, was über die
TTIP-Verhandlung schon wissen, sowohl inhalt-
lich als auch hinsichtlich der Frage Transparenz
und insbesondere noch einmal den Punkt regula-
torische Kooperation hervorheben. Wenn man

Herrn Felbermayr folgt, dann muss ja in einem er-
heblichen Umfang mit dem Abbau nichttarifärer
Handelshemmnisse in TTIP gerechnet werden.
Was hat das für Auswirkungen auch auf die Ver-
braucherinnen und Verbraucher?

Der Vorsitzende: Herr Müller, bitte.

SV Klaus Müller (Verbraucherzentrale Bundesver-
band e.V.): Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr
geehrte Frau Dröge, vielen Dank für die Einladung
und die Frage. Wie wahrscheinlich für alle Exper-
ten, die hier vorne sitzen, leiden natürlich auch
wir darunter, dass wir nicht wissen, was letztend-
lich im TTIP stehen wird. Insofern haben Sie mit
Ihrer Frage ja schon vorweggenommen, dass was
wir zurzeit glauben, was in TTIP stehen könnte.
Vorweggenommen aus Sicht von Verbrauchern
und Verbraucherschutz ist Freihandel grundsätz-
lich kein Problem. Wie Herr Felbermayr ausge-
führt hat, kann Freihandel mit Blick auf Preise
und Warenvielfalt vorteilhaft sein, wenn er gut ge-
macht ist. Insofern reden wir darüber, was letzt-
endlich TTIP von anderen Handelsabkommen
oder zum Beispiel vom EU-Binnenmarkt unter-
scheidet. Aus unserer Sicht ist das wichtigste,
dass TTIP dem Regime/dem Ziel folgt, sich nicht
auf gemeinsame Standards zu einigen oder diese
zu harmonisieren. Das wäre eine komplett andere
Fragestellung, sondern TTIP geht davon aus, dass
wir gegenseitige Standards anerkennen wollen.
Das heißt, das was in den USA gültig ist, wäre
dann auch in Europa gültig und umgekehrt.
Hierzu muss man sagen, aus Sicht des Verbrau-
cherschutzes wäre eine Diskussion, die sagt, hier
sind die Standards immer höher und in den USA
sind sie in jedem Fall niedriger, unzutreffend. So
ist es nicht. Wir kennen Einzelsegmente, wo die
USA aus Sicht des Verbraucherschutzes durchaus
höhere Standards hat. Ein Beispiel: Die Finanz-
marktregulierung wurde gerade schon erwähnt,
ich ergänze noch die Medizin- oder die Tabakre-
gulierung. Das sind alles Bereiche, wo die USA
höhere Standards hat. Das entscheidende ist, sie
unterscheiden sich in der Schutzphilosophie. Und
das, worauf sich unsere Besorgnis konzentriert o-
der auch unser Plädoyer für das, worauf in den
Verhandlungen Rücksicht genommen werden
sollte, sind die zwei etwas pauschal formulierten
unterschiedlichen Philosophien des Vorsorgeprin-
zips in Europa und des Nachsorgeprinzips in den
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USA. Beides funktioniert. Das eine funktioniert
nach dem Motto: Viel Innovationsfreiheit im An-
gebot und in der Produktion, aber nachher gibt es
mit einem scharfen Produkthaftungsrecht und
dem bekannten Instrument der Sammelklage ein
Checks-and-Balances-System, was sehr, sehr hart
zuschlägt. Das kennen wir so in Europa und in
Deutschland nicht. Und insofern gibt es hier Be-
reiche, wo die Schutzphilosophie unterschiedlich
ist. Probleme können entstehen, wenn man gemäß
der gegenseitigen Anerkennung ein geringeres
Schutzniveau mit niedrigeren Kosten akzeptieren
würde, weil damit nicht augenblicklich aber mit-
telfristig Standards jeweils im anderen Land unter
Druck geraten könnten. Also, wenn Sie im Le-
bensmittelbereich zum Beispiel mit der Hormon-
behandlung bei der Fleischerzeugung, die in den
USA anders eigeschätzt wird als bei uns in Europa
oder in Deutschland, die Möglichkeit hätten, die-
ses nach Europa zu exportieren, würden wir
wahrscheinlich mittelfristig in Deutschland und
in Europa Probleme kriegen. So könnte es unseren
Standards im Lebensmittelbereich, im Chemikali-
enbereich oder im Kosmetikbereich gehen. Das
sind die drei Punkte, wo wir die größte Unter-
schiedlichkeit sehen. Insofern hören wir sehr
gerne, wenn es heißt, dass TTIP nicht dazu dienen
soll, europäische und deutsche Verbraucher-
schutzstandards abzusenken, das glauben wir
gerne. Unsere Sorge ist aber, dass das durch eine
gegenseitige Anerkennung implizit geschehen
würde. Der zweite Punkt, den Sie erwähnt hatten,
war die Frage nach der regulatorischen Koopera-
tion. Auch hier können wir zum jetzigen Zeit-
punkt nur spekulieren, und wir hören sehr unter-
schiedliche Aussagen, was damit letztendlich ge-
meint ist. Solange darunter zu verstehen ist, dass
die Konsultation zu Referentenentwürfen/Geset-
zesentwürfen, wie sie in Berlin, wie sie in Brüssel,
wie sie in Washington und vielen anderen Haupt-
städten Gang und Gäbe ist, auch durch die ameri-
kanische Botschaft erfolgen soll. Oder andere sich
genauso an Anhörung beteiligen können sollen,
wie das die Gewerkschaften, Wirtschaftsverbände,
der vzbv seit vielen Jahren tun, wäre das aus mei-
ner Sicht unproblematisch. In dem Moment wo es
sich aber um mehr handeln würde, um besondere
Rechte was die Verfahrensdauer angeht, wenn es
um besondere Rechte geht, dass regulatorische
Schritte begründungspflichtig werden würden, in

dem Moment wo es darum gehen würde, dass Ab-
wägung ausschließlich nach handelspolitischen
Interessen ausgerichtet und andere gesellschaftli-
che Interessen wie Umweltschutz, Verbraucher-
schutz, soziale, ethische und moralische Gesichts-
punkte nicht gleichgewichtig berücksichtigt wer-
den würden, dann hätten wir ein Problem. Wir
haben die Sorge, dass es zu einem Regulatory
Chill käme. Das heißt, es gäbe ein Angst davor, zu
regulieren, weil womöglich in Kombination mit
Klageinstrumenten sich ein Gesetzgeber das gar
nicht mehr vornehmen würde. Ich teile natürlich
jeglichen Respekt davor, dass dies für den Deut-
schen Bundestag nicht gilt, aber wir können nicht
ausschließen, dass das für alle 27 Mitgliedstaaten
der Fall wäre. Und insbesondere teilen wir die
Sorge, ob das dann auch für die Landes- und
Kommunalebene der Fall wäre. Vielen Dank.

Der Vorsitzende: Wir sind jetzt am Ende der ers-
ten Runde. Die zweite Runde beginnt mit der
Frage des Kollegen Lenz für die CDU/CSU-Frak-
tion.

Abg. Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU): Meine Frage
richtet sich an Herrn Güllner. Und zwar interes-
siert mich zunächst einmal der zeitliche Rahmen.
Der Bundeswirtschaftsminister hat ja verlautbart,
dass möglichst noch dieses Jahr eine Einigung er-
zielt werden sollte. Meine Frage ist, ob Sie das für
realistisch halten, auch in Bezug auf den Bedarf
der Verhandlungsrunden bei anderen Abkommen.
Stichwort Fast Track USA würde mich auch inte-
ressieren. Die zweite Frage ist – die meisten Gut-
achten gehen ja davon aus, dass es sich um ein ge-
mischtes Abkommen handelt. Da würde mich von
Ihnen interessieren, was denn passieren würde,
wenn ein Mitgliedsland TTIP nicht zustimmen
würde? Und diesbezüglich auch, ob man sich vor-
stellen könnte, ein Kern-TTIP umzusetzen, das die
europäische Ebene betrifft und die anderen Dinge
national ratifizieren zu lassen. Letzte Frage bezüg-
lich der regulatorischen Kooperation: Wie will die
Europäische Union oder die Europäische Kom-
mission gewährleisten, dass hier auch dement-
sprechend eine demokratische Mitwirkung bei der
Besetzung dieses Gremiums gewährleistet wird?
Danke.

Der Vorsitzende: Herr Güllner hat das Wort.
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SV Lutz Güllner (EU-Kommission): Herzlichen
Dank. Zum Zeitraum wissen Sie wahrscheinlich,
dass der Europäische Rat wiederholt die Kommis-
sion dazu aufgerufen hat, die Verhandlungen so
schnell wie möglich zu Ende zu bringen, mög-
lichst noch im Jahre 2015. Die Kommission
möchte sich auf ein bestimmtes Verhandlungs-
ende nicht festlegen, aber es war immer klar, dass
wir keine langjährigen Verhandlungen, die sich
über zehn Jahre hinziehen, dass wir die für nicht
sinnvoll erachten. Deswegen finden auch die Ver-
handlungen in einem relativ engen Rhythmus
statt mit sehr kurzen Abständen in den Verhand-
lungsrunden. Ob 2015 wirklich machbar ist, wird
sich im Laufe des Jahres zeigen. Ich glaube, meine
Kommissarin Frau Malmström hat gesagt, dass bis
Ende des Jahres durchaus ein Skelett/ein Grund-
gerüst stehen könnte, aber ein Abschluss wird
wahrscheinlich sehr schwierig sein. Zu Ihrer
Frage, ob es sich um ein gemischtes Abkommen
handeln wird oder nicht, kennen Sie die Positio-
nen der Europäischen Kommission sehr gut.
Wenn es sich um ein EU-Abkommen handeln
sollte bzw. um ein gemischtes, kann man das erst
am Ende der Verhandlungen feststellen. Das heißt,
man muss sich den ausgehandelten Text ansehen
und muss dann bewerten, welche Elemente dieses
ausgehandelten Textes würden dann in die bei-
spielsweise gemischte Zuständigkeit fallen. Des-
wegen kann diese Frage abschließend eigentlich
erst mit Ende der Verhandlungen beantwortet
werden. Politisch allerdings, haben Sie gehört,
dass die vorherige Kommission und auch diese
Kommission immer wieder betont hat, dadurch,
dass man eben sehr ambitioniert vorgehen
möchte, auch im regulativen Bereich und in vie-
len anderen Bereichen, ist davon auszugehen,
dass es sich höchstwahrscheinlich um ein ge-
mischtes Abkommen handeln wird. Zur Frage ei-
nes Abkommens, sozusagen ein Kernabkommen
oder ein schmales Abkommen, möchte ich anmer-
ken, dass auch hier noch einmal auf das Mandat
zurückzukommen, ein ganz klarer Auftrag besteht.
Dieses Abkommen soll drei Grundbereiche enthal-
ten - nämlich klassischer Marktzugang, regulative
Kooperation und zum dritten auch die Regeln, ge-
rade im Bereich der Regeln, wo man auf der WTO
aufbaut. Diese drei Bereiche sind sehr weit ge-
fasst. Je mehr ich nun diesen Raum eingrenze,
desto mehr schränke ich mich auf ein klassisches

Abkommen, auf ein ganz klassisches Marktzu-
gangsabkommen, ein. Und hier besteht die Gefahr,
dass wir zu Ungleichgewichten kommen. Sie kön-
nen das an bestimmten Sektoren sehen. Ich
glaube, Herr Felbermayr kann dazu auch was sa-
gen. Wenn Sie im Automobilbereich nur über
Zollabbau reden, dann ist das nicht im Interesse
der Europäischen Union beispielsweise. Und weil
Sie zum Ende noch gefragt haben nach dem demo-
kratischen Verfahren, was den Regulierungsko-
operationsrat beinhaltet, möchte ich zuerst auch
noch einmal darauf hinweisen, dass die Vor-
schläge der Europäischen Kommission und zwar
der Verhandlungstext öffentlich zugänglich ist,
also ich möchte Sie alle herzlich dazu einladen,
auch diesen Text noch einmal zu konsultieren, in
dem klipp und klar steht, dass es sich um einen
Kooperationsrat handeln wird, nicht um ein Ent-
scheidungsgremium und das ist sehr, sehr wich-
tig. Herzlichen Dank.

Der Vorsitzende: Die nächste Frage für die
CDU/CSU-Fraktion von Herrn Lämmel.

Abg. Andreas Lämmel (CDU/CSU): Herr Vorsit-
zender, bisher haben wir uns ja so im Theoreti-
schen bewegt, jetzt wollen wir einmal zum Prakti-
schen kommen. Herr Kawlath, Sie als Vertreter ei-
nes Unternehmens, einer mittelständischen Fir-
mengruppe, die ja weltweit unterwegs ist, an Sie
eigentlich die entscheidende Frage: Was erwarten
Sie sich von dem Freihandelsabkommen mit den
Vereinigten Staaten und was sagen Sie zu dem
Vorwurf, der immer wieder erhoben wird, dass
hier praktisch verhandelt wird für die Konzerne
und der deutsche Mittelstand oder auch der ame-
rikanische Mittelstand nichts von diesem Abkom-
men haben wird? Also ich würde das gerne ein-
mal von Ihnen beantwortet haben.

Der Vorsitzende: Herr Kawlath, bitte.

SV Bertram Kawlath (Schubert & Salzer GmbH):
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, meine sehr ver-
ehrten Abgeordnete. Weltweit handelnd ja, trotz-
dem sind wir klein. Wir sind mit unserer Gruppe
tätig als Maschinenbauer in den Feldern Ventil-
herstellung und Stahlguss. In unserem Ventilbe-
reich arbeiten wir mit 100 Mitarbeitern in In-
golstadt und wir liefern dort Ventile in vierzig
Länder. Das sind etwa 1,5 Millionen verschiedene
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Ventile, die wir dort anbieten, die wir ohne Vor-
fertigung in 48 Stunden zum Kunden bringen kön-
nen. Das heißt, zum einen ist Geschwindigkeit ein
wesentliches Thema und zum anderen mit einer
so kleinen Struktur wie wir sie haben mit 100 Mit-
arbeitern als typischer Maschinenbauer eigentlich,
zwei Drittel der Mitglieder in unserer Branche
sind unter 100 Mitarbeitern, sind wir viel, viel
mehr abhängig davon, dass so etwas bürokratisch
machbar gestaltet ist als beispielsweise für Sie-
mens oder andere große. Wenn ein großer Kon-
zern einmal locker zehn oder zwanzig Leute oder
noch mehr, ich kenne die Strukturen nicht aus
dem Innenleben, in den Bereich Zollabwicklung
setzt, macht das bei uns der Vertriebsarbeiter so
mal eben mit. Und bei 100 Leuten wird das sehr
knapp. Und da wird hier häufig gesprochen über
Zölle, das sei alles so niedrig und nicht so
schlimm. Zölle haben zum einen Auswirkung auf
meine Preise nach draußen und ich habe lange
Jahre in der Autobranche verbracht, wir haben
Preise verhandelt vier Stellen hinter dem Cent-
komma. Und wenn ich heute auf mein Ventil 4 %
Zoll aufschlagen muss nach Amerika, dann ist das
für einen Industriekunden keine Kleinigkeit. Das
sind aber nicht alle Dinge. Dadurch, dass wir
durch diese unterschiedlichen Standards, über die
wurde heute viel gesprochen, übrigens eine kleine
Anmerkung, ich sehe immer eine Mischung aus
Hybris, denn unsere Standards sind immer besser
in der EU als in den USA und gleichzeitig haben
wir ein bisschen ein mangelndes Selbstbewusst-
sein, denn wir fürchten häufig, dass die USA uns
überfahren. Die meisten Dinge, die ich für die
USA gesondert machen muss, sind stärker ausge-
baut. Also wir nehmen ein Ventil beispielsweise
für eine Brauerei. Wir beliefern hier in Deutsch-
land Paulaner, wir beliefern Flensburger - gleiche
Flüssigkeit, gleicher Druck, der durch das Ventil
geht, gleiche Flüssigkeitsmenge. Das Ventil für die
USA müssen wir ein Drittel stärker auslegen. Wir
müssen den Werkstoff, aus dem dieses Ventil ge-
baut ist, den können wir in die ganze Welt in 39
Länder liefern nach einer DIN ISO-Norm oder
nachdem europäischen Stahlschlüssel. Für die
USA brauche ich eine ANSI-Norm. Das heißt, ich
muss mein Gießer oder in meiner eigenen Gieße-
rei ein völlig unterschiedliches Set an Zertifizie-
rung an Werkstoffprüfungen beilegen. Das ganze
muss ich nach Ursprungsregeln, die sehr unein-
heitlich sind, in seiner Herkunft bewerten, schlage

dann meinen Zoll auf. Ich habe an jedem Stecker,
der an meinem Ventil ist, etwas verändert. Das
heißt, die Bandbreite der Ventile, die ich für die
USA liefere, da ist jedes ein Spezialprodukt und
da leben wir eigentlich gerade als kleine von ei-
nem gegenseitigen Anerkennen der Standards.
Nehmen Sie ein Ventil für den Lebensmittelbe-
reich. Das ist hier zertifiziert als Sterilventil. Ich
darf das in den USA so ohne weiteres nicht in
eine Brauerei einarbeiten. Und der bürokratische
Aufwand, diese Zertifizierungen einzuholen, die-
ses Regelwerk zu erstellen, der ist für mich viel,
viel schlechter zu handeln als für ein großen. Al-
les was hier an Regelungen, an Standardisierun-
gen ist, trifft kleine mehr. Wir im Maschinenbau
sind eine Branche, die aus kleinen Unternehmen
besteht und deswegen ist TTIP für uns ein ganz
wichtiger Weg. Vielleicht noch eine Anmerkung.
Wir haben das geschafft, wir haben neun Jahre ge-
braucht, aber denken Sie bitte an all die kleinen
Unternehmen, die heute noch nicht exportieren
können, nicht nur in Deutschland auch in Europa,
für die diese Regulierungen eine große Marktein-
trittsbarriere sind. Vielen Dank.

Der Vorsitzende: Vielen Dank. Ich bitte Sie jetzt
kurz Ihre Phantasie so zu verwenden, dass ich da
ein paar Meter links sitze, weil ich jetzt für die
SPD-Fraktion die nächste Frage stellen darf.

Abg. Klaus Barthel (SPD): Die Frage an Herrn Dul-
lien und Herrn Körzell. Und zwar kehre ich noch
einmal zurück zum Dienstleistungsbereich. Da
scheint es mir einen Widerspruch zu geben. Auf
der einen Seite in dem viel zitieren Mandat ist die
Rede von einer beiderseitigen Liberalisierung des
Handels und ehrgeizigen Zielen dabei. Und auf
der anderen Seite, wenn wir dann konkret nach-
fragen in Bezug auf die Daseinsvorsorge, dann
werden wir immer beruhigt und da wird gesagt,
der Bereich ist nicht betroffen und das ist nicht
betroffen und die Kommunen sind nicht betroffen,
können Sie uns ein bisschen erzählen, was man
sich unter der Dienstleistungsliberalisierung im
positiven oder auch im kritischen Sinne vorzu-
stellen hat und welche Auswirkungen zum Bei-
spiel die Frage dieser verschiedenen Negativ- oder
Positivlisten darauf hätte, was wir in Zukunft tat-
sächlich noch regulieren können im Dienstleis-
tungsbereich? Also Stichwort diese Ratchet-Klau-
sel, diese Einrastung, diese Sperrklausel und das
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Recht zu regulieren im Dienstleistungsbereich.
Vielleicht fängt Herr Prof. Dullien an.

SV Prof. Dr. Sebastian Dullien (Hochschule für
Technik und Wirtschaft Berlin): Ganz herzlichen
Dank für die Frage. Das ist jetzt eine der Fragen,
die sehr stark in das Detail meiner Meinung nach
gehen, wie hinterher der Text auch ausformuliert
sein wird. Man kann sich alle möglichen Dinge
vorstellen für den Dienstleistungssektor. Positiv
gibt es einige Dienstleistungsbereiche, die sich
sehr viel versprechen aus der Deregulierung des
Handels, das sind unter anderem in Europa die
Versicherungen auf unserer Seite. Die erhoffen
sich besseren Marktzugang in den USA. Wenn das
ganze schlecht läuft und mit einer ungünstigen
Formulierung zum Beispiel auch im Investoren-
schutz mitläuft, kann es natürlich sein, dass tat-
sächlich Bereiche, die eigentlich innerhalb Euro-
pas als Daseinsvorsorge oder öffentlicher Auftrag
gesehen werden, ganz massiv beeinträchtigt wer-
den. Hier ist zum Beispiel in England die Debatte
um das national health system zu sehen, also die
staatliche Gesundheitsvorsorge, wo einzelne Teile
Teilaufgaben von der letzten Regierung an private
Anbieter outgesourct worden sind. Jetzt besteht
die Gefahr, dass wenn ich hingehe und ein Frei-
handelsabkommen über Dienstleistungen mache,
gleichzeitig sage, ich habe Investitionsschutz, das
eben ein amerikanischer Investor ein Kranken-
haus, eine Praxiskette in Großbritannien besitzt
und wenn die nächste Regierung sagt, wir möchte
das jetzt gern wieder in den Staatssektor zurück-
holen, dass das dann ein Problem mit diesem In-
vestitionsschutz wird, weil es eine indirekte Ent-
eignung ist. Das kommt aber wie gesagt alles da-
rauf an, wie tatsächlich die Regeln hinterher auf-
geschrieben sind und da ich dazu den Vertragstext
nicht kenne, kann ich im Detail nicht wahnsinnig
viel zu sagen.

Der Vorsitzende: Herr Körzell, bitte.

SV Stefan Körzell (Deutscher Gewerkschafts-
bund): Herzlichen Dank. Sie wissen, dass wir den
Negativlistenansatz ablehnen. Wir sagen, es muss
in dieses Abkommen ein Positivlistenansatz rein,
wo explizit die Bereiche genannt sind, die auch
zur Liberalisierung freigegeben werden können,
auch aus der Erfahrung, weil das ja eben hier bei

einer anderen Frage auch schon einmal Gegen-
stand ist, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer mit Liberalisierung machen, verweise ich nur
auf die Bodenverkehrsdienste an den bundesdeut-
schen oder an europäischen Flughäfen. Dort hat
der Wettbewerb, der aus der EU verlangt worden
ist, doch zu einer Negativspirale geführt, die sei-
nes Gleichens sucht - Lohnverluste bis zu 25 %.
Das heißt, wir wollen ausdrücklich die Bereiche
genannt haben in Positivlisten, die liberalisiert
werden können, nicht Negativlisten wie das jetzt
auch bei CETA vorgesehen ist. Das lehnen wir
also ausdrücklich ab. Die Ratchet-Klausel, die von
Ihnen, Herr Vorsitzender, angesprochen worden
ist, besagt ja, dass es eine Sperrklinkenklausel ist,
die von vorn herein festlegt, dass immer nur der
nächste Grad der Liberalisierung vorgenommen
werden kann und es kein Zurück geben kann. Das
macht deutlich, dass möglicherweise Beschlüsse,
die gefasst worden sind, jetzt auch in dieser Legis-
laturperiode in einigen Jahren von anderen Abge-
ordneten anders gesehen werden, dann entspre-
chend nicht mehr zurück genommen werden
könnten und das sehen wir als einen so weitge-
henden Eingriff, dass wir das also grundlegend ab-
lehnen und uns ausdrücklich für den Positivlis-
tenansatz in beiden Abkommen aussprechen.

Der Vorsitzende: Die nächste Frage für die
CDU/CSU-Fraktion stellt die Kollegin Bertram.

Abge. Ute Bertram (CDU/CSU): Ich habe eine
Frage an Herrn Güllner. Und zwar geht es um die
deutsche Kulturförderung. Sie kennen die Debatte
hier. Die große Sorge der Kulturschaffenden ist:
Was ist mit unserer Kultur, was ist mit unseren
Subventionen für den öffentlichen Rundfunk, für
die Buchpreisbindung und dergleichen mehr? Das
sind ja immer wieder einmal so auch Ansätze ge-
kommen, wo das aus dem Weg geräumt wurde.
Trotzdem haben wir hier in Deutschland das
Problem, dass das nicht so angenommen wird.
Wie schätzen Sie das ein, wie der Sachstand da
ist? Muss man da noch einmal weiter tätig wer-
den, um Überzeugungsarbeit zu leisten oder kön-
nen Sie vielleicht sogar jetzt schon sagen, dass
Subventionen und Buchpreisbindung, Förderung
öffentlicher Rundfunk, dass das definitiv vom
Tisch ist?

Der Vorsitzende: Herr Güllner, bitte.
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SV Lutz Güllner (EU-Kommission): Herzlichen
Dank. Die Frage kann man dann vielleicht noch
verbinden mit dem, was vorher zur Daseinsvor-
sorge auch gesagt wurde. Und da will ich noch-
mals verweisen auf die bestehende Praxis der Eu-
ropäischen Union. Seit 20 Jahren, seit dem In-
krafttreten des GATS und aller nachfolgenden
Freihandelsabkommen, die wir danach abge-
schlossen haben, haben wir ein ganz bestimmtes
System entwickelt, wie wir im Dienstleistungsbe-
reich die entsprechenden, was wir im Deutschen
als Daseinsvorsorge bezeichnen, schützen, haben
auch eine ganz klare Methodik entwickelt und
deswegen ist die große Frage: Werden wir diesen
Ansatz verändern? Und natürlich wollen wir die-
sen Ansatz nicht verändern. Das heißt, Sie können
sich heute schon genau ansehen: Wie wurde das
konstruiert in dem CETA-Abkommen? Wie ist das
konstruiert auch in den Abkommen zuvor? Und
das bringt mich auf die Frage, die Sie mir gestellt
haben – zur Frage Kultur. Da ist es natürlich ähn-
lich. Auch hier einleitend verweise ich noch ein-
mal auf das Mandat, was natürlich unsere Richtli-
nie auch ist für diese Verhandlungen. In Ziffer 6
und Ziffer 9 dieses Mandates steht ganz klar drin,
der Auftrag der Europäischen Kommission oder
an die Europäische Kommission in diesen Ver-
handlungen die entsprechenden Bestimmungen,
was die Kultur anbelangt, einem ähnlichen Ansatz
zu folgen, dem wir auch in der Vergangenheit ge-
folgt sind. Und dazu zählt als Kernstück beispiels-
weise die UNESCO-Konvention. Dazu zählt die
Frage der Dienstleistungen im audiovisuellen Be-
reich und einige andere Elemente. Jetzt zu Ihrer
speziellen Frage der Buchpreisbindung und ähnli-
cher Maßnahmen. Grundsätzlich, sobald Sie eine
Maßnahme, sobald Sie ein Gesetz, sobald Sie eine
andere Maßnahme einführen, die nicht diskrimi-
nierend ist, kann sie auch nicht angegriffen wer-
den. Das heißt, die Buchpreisbindung wie sie
heute besteht, kann in einem solchen Abkommen
mit dieser Konstruktion, die ich Ihnen gerade
eben erläutert habe, kann nicht angegriffen wer-
den. Und das zählt ebenso für Subventionen im
Übrigen, zumal Subventionen, Förderung von
Kultur oder Förderung grundsätzlich Subventio-
nen im Dienstleistungsbereich noch nie Gegen-
stand unserer Abkommen waren und auch nicht
sein werden. Ich glaube, das ist auch immer sehr
deutlich gewesen in den verschiedenen nicht nur
Kommentaren bzw. auch im Mandat und in den

Äußerungen der Europäischen Kommission. Also
wir setzen darauf, gerade in diesen beiden Berei-
chen, auf die Fortführung der bestehenden 20-jäh-
rigen Praxis, die sich bewährt hat. Vielleicht noch
ein Wort, weil ich gerade das Wort habe, zum Be-
reich Positiv- oder Negativliste. Aus unserer Per-
spektive ist der Unterschied zwischen Positiv-
und Negativliste ein rein technischer. Das heißt,
entweder listen Sie die Bereiche, die Sie liberali-
sieren und wissen genau, was Sie nicht liberalisie-
ren wollen oder Sie machen das genau anders
herum. Im Endergebnis, schauen Sie sich zum
Beispiel das Korea-Abkommen an, wo die ameri-
kanische Seite mit einem Negativansatz gearbeitet
hat, wir mit einem Positivansatz, sie haben ein
sehr ähnliches, fast gleich lautendes Ergebnis. Das
heißt, das ist eine technische Frage, wie Sie das
machen. Dann kommt oft die Frage, was machen
wir dann mit neuen Dienstleistungen? Wie kön-
nen wir die denn eigentlich damit einbringen?
Und da ist die Frage zurück. Welche neuen
Dienstleistungen, die heute vom GATS-Klassifi-
zierungssystem noch nicht erfasst sind, kann man
sich denn eigentlich vorstellen? Also da vielleicht
noch einmal der Querverweis. Letztlich handelt es
sich hier um eine technische Frage, um eine me-
thodische Frage, die im Inhalt zum gleichen Er-
gebnis führt. Wichtig ist natürlich, die Ausnah-
men zu definieren und die haben wir ja im be-
rühmten Anhang 2, wo die Daseinsvorsorge ganz
klar geschützt ist vor ähnlichen, wenn man ge-
wisse Dinge rückdrehen möchte, halten natürlich
solche Elemente wie die Ratchet-Klausel finden
dort keine Anwendung.

Der Vorsitzende: Die nächste Frage kommt vom
Kollegen Möring für die CDU/CSU-Fraktion.

Abg. Karsten Möring (CDU/CSU): Vielen Dank,
Herr Vorsitzender. Meine Frage richtet sich an
den Vertreter der EU-Kommission, Herrn Güllner.
Herr Güllner, wir arbeiten zurzeit daran, ein neues
verschärftes Gesetz für Gasförderung zu machen,
wobei auch die Fragen von Fracking eine Rolle
spielen. Und in der Diskussion hierzu wird häufig
die Befürchtung geäußert, dass das im Rahmen
der TTIP-Verhandlungen ein Problem werden
könnte, weil die Standards, nach denen in den
USA gefördert und gefrackt wird, andere sind als
hier bei uns. Wenn wir ein solches Gesetz ma-
chen, dann unterscheidet es sich ja auch schon
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von Gesetzen in anderen EU-Ländern. Jetzt kommt
der eine Aspekt meiner Frage. Könnte es denn
theoretisch überhaupt sein, dass im Rahmen eines
solchen Freihandelsabkommens einem externen
Dritten de facto mehr Rechte zukommen als einem
Mitglied der EU? Denn die müssen unsere Stan-
dards ja dann akzeptieren, so wie wir sie hier ge-
setzlich festlegen. Und der zweite Aspekt meiner
Frage bezieht sich grundsätzlich auf die Möglich-
keiten, ob ein solches Gesetzgebungsverfahren
durch TTIP angegriffen werden kann, weil ja
durch die Regelungen, die wir treffen werden,
auch in gewisser Weise in Bestände eingegriffen
wird. Ich sage einmal Bestandsschutz oder Zwang
zu Veränderung oder zukünftigen Einschränkun-
gen oder ob ein solches Gesetz, weil diskriminie-
rungsfrei, auf jeden Fall über TTIP nicht angegrif-
fen werden kann?

Der Vorsitzende: Herr Güllner, bitte.

SV Lutz Güllner (EU-Kommission): Ich mache es
ganz kurz. Für den Bereich, was man als Fracking
bezeichnet, hat die Europäische Union oder die
Europäische Kommission keine Zuständigkeit, das
liegt in der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten.
Deswegen kann sie als Kommission auch gar
keine entsprechenden Verpflichtungen in einem
internationalen Abkommen eingehen. Insofern ist
die Frage eher eine theoretische und keine prakti-
sche.

Der Vorsitzende: Die nächste Frage stellt für die
SPD-Fraktion der Kollege Schabedoth.

Abg. Dr. Hans-Joachim Schabedoth (SPD): Ich
habe einen Fragebedarf an Prof. Dullien. Beobach-
ter sagen: Je intensiver über ISDS-Regeln im Zu-
sammenhang mit TTIP aufgeklärt wird, umso grö-
ßer wird der Widerstand dagegen. Wenn man
nicht ganz naiv meint, man könnte das wegver-
handeln, bei der Bedingung eines gemischten Ab-
kommens dürfte das nicht sehr perspektivreich
sein. Ist es da nicht klüger, zweiseitig zu fahren?
Einmal TTIP zu verhandeln ohne eine Regel nach
ISDS-Vorbild und da auf die Handelsgerichtsbar-
keit zu setzen, die auch noch verhandelt werden
muss? Und von Herrn Körzell hätte ich gern eine
Einschätzung – beim ersten Erwähnen von TTIP
in der Öffentlichkeit gab es von beiden Verhand-

lungsseiten stets den Hinweis: Wir denken an al-
les, nur nicht an das Absenken von Arbeitnehmer-
standards. Warum macht sich der DGB trotzdem
Sorgen?

Der Vorsitzende: Zunächst Herr Prof. Dullien,
bitte.

SV Prof. Dr. Sebastian Dullien (Hochschule für
Technik und Wirtschaft Berlin): Zu ISDS - in der
Tat ist auch mein Eindruck, desto stärker die Öf-
fentlichkeit dieses doch eigentlich recht techni-
sche Thema kennenlernt des Investor-Staat-
Schlichtungsmechanismus, desto stärker wird der
Widerstand dazu. Die Argumente, die für ISDS
vorgebracht werden, sind meiner Meinung nach
in der Summe nicht überzeugend. Wenn man sich
Studien anguckt und wir müssen uns ja klar ma-
chen, worüber wir reden, wir möchten gerne, dass
Wachstum und Beschäftigung geschaffen wird
und Investitionen geschaffen werden und wenn
man sich internationale Studien anguckt, etwa
von der UNCTAD, das ist die Handelskonferenz
der Vereinten Nationen, die haben in ihrem letz-
ten Trade-and-Development-Report eine große
ökonometrische Studie gemacht und da kommt
immer raus, dass die Effekte von Investitions-
schutzabkommen entweder praktisch null sind o-
der man nichts Signifikantes herausfinden kann.
Das heißt, ISDS bringt gesamtwirtschaftlich keine
Beschäftigung und keine Investitionen. Wenn ich
mir das ansehe, würde ich sagen, die Logik ist,
wenn da der öffentliche Widerstand sich daran
polarisiert und TTIP hat Vorteile in anderen Be-
reichen, dann sollten wir genau das machen, was
Sie gesagt haben, nämlich TTIP ohne ISDS ver-
handeln und dann eben gucken, dass man zu ei-
ner globalen wirklich multilateralen Lösung
kommt. Denn auch wenn man sagt, man kann jetzt
mit CETA und TTIP ein besseres ISDS-System für
den transatlantischen Handel schaffen, so haben
wir doch Hunderte von Investitionsschutzabkom-
men, die Länder in der Dritten Welt benachteili-
gen und dort wäre eigentlich eine Lösung wün-
schenswert, die einen guten globalen Standard
einführt. Ich glaube, dass der Weg über TTIP da-
hinzukommen, eigentlich der falsche Weg ist.

Der Vorsitzende: Herr Körzell.
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SV Stefan Körzell (Deutscher Gewerkschafts-
bund): Herzlichen Dank für die Frage, Herr Abge-
ordneter Schabedoth. Lassen Sie mich die Frage
wie folgt beantworten. Ja, wir haben Sorge um die
Absenkung der Arbeitnehmerstandards, da wie
Sie wissen, die Vereinigten Staaten von Amerika
die ILO-Kernarbeitsnormen in Gänze nicht aner-
kannt haben. Die Vereinigten Staaten von Ame-
rika haben nur zwei von acht ILO-Kernarbeitsnor-
men anerkannt, nämlich das Verbot der Sklaven-
arbeit und das Verbot der Kinderarbeit. Nicht an-
erkannt sind unter anderem in den Vereinigten
Staaten die Vereinigungsfreiheit und das Recht
auf kollektive Verhandlungen. Das mag man ja
teilweise anders sehen. Der VW-Konzern hat in
dem vorvergangenen Jahr ja die entsprechenden
Erfahrungen machen müssen in den Südstaaten
von Amerika bei der Implementierung des bun-
desdeutschen Mitbestimmungsmodells. Und wir
befürchten, dass damit ein Wettlauf beginnt, um
die Arbeitnehmerstandards abzusenken, weil na-
türlich der Wettbewerbsdruck insgesamt steigen
wird. Und wir sind der Meinung, wir brauchen
dort auch entsprechende Sanktionen, wenn die
Arbeitnehmerstandards nicht eingehalten werden.
Wir sehen jetzt auch im ausgehandelten Abkom-
men von CETA, dass diese Sanktionen dort nicht
festgehalten sind. Alles ist sanktionsbewährt in
CETA, nur die Arbeitnehmerrechte eben nicht.
Sondern da geht es darum, da wird auch darauf
verwiesen, dass es dann Gespräche auf der Regie-
rungsebene geben soll. Also wir sagen, die ILO-
Kernarbeitsnormen haben ungefähr den Standard,
sind grundlegende Rechte und haben somit fast
den Charakter von Menschenrechten und für uns
ist es von daher unabdingbar, dass, wenn ein sol-
ches Abkommen kommt, auch die ILO-Kernar-
beitsnormen auf beiden Seiten des Atlantiks ent-
sprechend anerkannt werden.

Der Vorsitzende: Die nächste Frage kommt für die
CDU/CSU-Fraktion vom Kollegen Schulze.

Abg. Dr. Klaus-Peter Schulze (CDU/CSU): Danke,
Herr Vorsitzender. Wir haben ja in Europa und
auch in Deutschland eine ganze Reihe von Regio-
nalmarken geschützt. Ich komme also aus der Lau-
sitz, da ist natürlich die Regionalmarke Spreewald
bekannt. Meine Frage an Prof. Felbermayr bzw.
Herrn Güllner: Wird mit dem endverhandelten

Vertrag auch gesichert sein, dass diese europäi-
schen Regionalmarken weiterhin geschützt sind o-
der gehen die dann auf?

Der Vorsitzende: Zunächst Herr Prof. Felbermayr,
bitte.

SV Prof. Dr. Gabriel Felbermayr (ifo Institut): Die
geografischen Ursprungsbezeichnungen sind ein
ganz wichtiges Thema in diesen Verhandlungen,
wenn ich das richtig sehe. Es geht da um den
Schutz von Markenrechten, die bisher in den USA
nicht geschützt sind, in der EU sehr wohl. Und
wir haben, das zeigen zahlreiche Studien, gerade
im Lebensmittelbereich Ihre Spreewaldgurke und
viele andere Produkte aus Deutschland oder aus
anderen EU-Staaten in den USA durchaus Markt-
chancen. Da sind die Interessen Europas und
Deutschlands, glaube ich, klar. Und die Kommis-
sion hat auch den Auftrag, hier für die Sicherung
dieser Ursprungsrechte zu sorgen. Die Frage ist
natürlich, ob man wirklich, wie der Landwirt-
schaftsminister das gesagt hat, wirklich jede
Wurst wird schützen können. Im Zweifel haben
wir hier in Europa hunderttausende Produkte, die
einen regionalen Bezug haben und man wird sinn-
voller Weise mit den USA über die wichtigsten
Produkte sprechen, die auch sozusagen ökono-
misch relevant sind.

Der Vorsitzende: Das Wort hat jetzt Herr Güllner.

SV Lutz Güllner (EU-Kommission): Danke. Ob die
Spreewaldgurke das sein wird, das kann ich Ihnen
jetzt noch nicht sagen. Aber ich kann bestätigen,
dass die geografischen Herkunftsangaben ein ganz
wesentliches offensives Interesse der Europäi-
schen Union darstellen in allen unseren Handels-
abkommen. Hier würde ich Sie gern auf das
CETA-Abkommen verweisen, das wir ja schon
ausverhandelt haben. 145 neue Produkte, die bis-
lang in Kanada noch nicht geschützt wurden, kön-
nen durch das CETA-Abkommen jetzt geschützt
werden und das ist für die Europäische Union von
ganz entscheidender Bedeutung, weil wir eben
eine besonders starke Regionalherkunft haben.
Das heißt, dieses Thema ist weniger ein defensi-
ves Thema, wo wir unter Druck kommen könnten
durch die Vereinigten Staaten. Ganz im Gegenteil,
das ist eins unserer Interessen, eins unserer offen-
siven Themen, das wir auch ganz klar vertreten
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werden darin. Danke.

Der Vorsitzende: Die nächste Frage kommt von
Herrn Westphal für die SPD-Fraktion.

Abg. Bernd Westphal (SPD): Vielen Dank, Herr
Vorsitzender. Ich habe zwei Fragen. Die erste an
Herrn Körzell. Es gibt ja neben TTIP und CETA
auch laufende Verhandlungen für andere Regio-
nen, was Freihandelsabkommen angeht. Inwie-
weit schätzen Sie ein, welche Auswirkungen die
TTIP-Verhandlungen auch auf diese Bereiche ha-
ben? Könnte das durchaus auch Wettbewerbsver-
zerrung oder andere Bereiche betreffen? Die
zweite Frage geht an Herrn Dullien. Und zwar
geht es mir darum, dass dieses Abkommen durch-
aus bei dem Umfang Fehlerquellen beinhaltet, die
man eventuell im Nachhinein nachbessern
könnte. Wie müsste so eine Klausel in so einem
Freihandelsabkommen aussehen und formuliert
werden, dass man solchen Fehlentwicklungen
dann gegensteuert oder, dass man evtl. in einem
Zeitraum nach fünf Jahren eine erneute Ratifizie-
rung vorsieht mit den dann auftretenden Verände-
rungen?

Der Vorsitzende: Zunächst Herr Körzell, bitte.

SV Stefan Körzell (Deutscher Gewerkschafts-
bund): Herzlichen Dank für die Frage. Ich will sie
wie folgt beantworten. Die Debatte des Pazifik-Ab-
kommens zwischen den Vereinigten Staaten und
China ist ja eine Debatte, die gleichzeitig läuft.
Und es wird auch gesagt, wir müssen mit TTIP
vorher Standards setzen, damit bei dem Pazifik-
Abkommen keine schlechteren Standards verein-
bart werden können. Das mag eine berechtigte De-
batte sein, aber ich glaube, nichts desto trotz muss
man grundsätzlich natürlich ein sauberes Abkom-
men sowohl bei CETA als auch bei TTIP aushan-
deln und sich auch die entsprechende Zeit dafür
lassen. Wir haben dafür Mindeststandards formu-
liert. Es ist ja nicht so, dass die Gewerkschaften
gegen Freihandel sind, das werden Sie auch nicht
erleben, dass die Gewerkschaften gegen einen ent-
sprechenden Handel sind. Aber die Standards, die
wir auch mit einem solchen Abkommen verbin-
den, müssen entsprechend gewährleistet werden
und von daher denke ich, diese Konkurrenzsitua-
tion herauszuspielen, ist wohl zum Teil berech-
tigt, aber sie sollte nicht den Druck erzeugen. Und

ich möchte auch noch ausdrücklich darauf hin-
weisen, wenn man das ISDS-Verfahren sieht, das
Abkommen zwischen Australien und den Verei-
nigten Staaten sieht ja explizit diese Klageverfah-
ren nicht vor. Uns wird immer gesagt, das geht an-
ders herum nicht und von daher, denke ich, muss
man diese Debatte auch anders führen.

Der Vorsitzende: Als nächster Herr Dullien, bitte.

SV Prof. Dr. Sebastian Dullien (Deutscher Ge-
werkschaftsbund): Ganz herzlichen Dank für die
Frage. Zuerst einmal – wie gehen wir mit Fehler-
korrekturen um? Also wenn das Vertragswerk ir-
gendeine Klausel drin hat, wo sich später heraus-
stellt, dass sie ausgenutzt werden kann in einer
Art und Weise wie man es vorher nicht gewollt
haben kann. So lange das eine Klausel ist, wo sich
beide Regierungen darüber einig sind, kann das
relativ einfach verändert werden. Bei CETA steht
eine Klausel in dem Vertrag drin, wie eben eine
Veränderung vorgenommen werden kann. Ich
glaube aber, das Problem taucht dann auf, wenn
es eine Klausel ist, wo ein wichtiger Konzern aus
einem der beiden Partner herausfindet, dass man
es in seinem Sinne auslegend nutzen kann und
dann über Lobbybewegung verhindert, dass dann
da nachgebessert wird. Vor allem, weil wir dann
nicht mehr in einem Verhandlungsverfahren sind,
wo beide Seiten etwas auf den Tisch legen und ei-
ner gibt und der andere nimmt, dann gibt der an-
dere etwas, sondern wo der Vertrag ja fertig ist
quasi. Und da wird es dann schwierig, nachzubes-
sern. Es gibt diese Debatte, ob man eine Sunset-
Klausel einführen sollte. Also, dass der Vertrag
nach ein paar Jahren ausläuft oder neu ratifiziert
werden muss. Man muss sich klar machen, dass
das natürlich Probleme mit sich bringt. Wenn ich
eine Sunset-Klausel habe, wo ich sage, in fünf Jah-
ren muss nachverhandelt werden, dann kann ich
eigentlich davon ausgehen, dass die volle positive
Wirkung der Abkommen nicht kommt. Denn die
Unternehmen werden ihre Produktion/ihre Inves-
titionsentscheidung nicht danach umstellen,
wenn sie wissen, dass in fünf Jahren möglicher-
weise alles noch einmal revidiert wird. Das heißt,
dort ist so etwas grundsätzlich ein bisschen prob-
lematisch. Wenn man auch noch einmal in CETA
reinguckt, dann stellt man fest, dass es einen Un-
terschied gibt zwischen einem Handelsteil und ei-
nem Investitionsteil. Der Handelsteil kann ja mit
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6-monatiger Frist einfach gekündigt werden. Das
Problem sind üblicherweise die Investitions-
schutzklauseln und in CETA steht dann eben
drin, wenn es gekündigt wird, dann wirkt es noch
20 Jahre nach. Das heißt, die Investoren haben
noch 20 Jahre den Schutz dafür. Von daher bin
ich kein großer Fan von der Idee, sowohl eine
Sunset-Klausel einzuführen und eine Neuratifizie-
rung zu machen, sondern ich würde sagen, wenn
es Bereiche sind, wo eben die Gefahr groß ist, dass
ich solche Fehler mache, und ISDS hat historisch
und international gezeigt, dass da relativ einfach
etwas durchrutscht bei den Verhandlungen auch
in Ländern wie Australien, dann sollte man sol-
che Bereiche eben ausnehmen von diesen Ver-
tragswerken.

Der Vorsitzende: Die nächste Frage kommt von
der Fraktion DIE LINKE. vom Kollegen Klaus
Ernst.

Abg. Klaus Ernst (DIE LINKE.): Meine Frage rich-
tet sich an Herrn Thomas Fritz. Daseinsvorsorge
und öffentliche Dienstleistung ist ja nun in CETA
drin und soll auch in TTIP enthalten sein. Stim-
men Sie der Auffassung der Bundesregierung zu,
dass das keine negativen Folgen für die öffentli-
che Daseinsvorsorge hätte?

Der Vorsitzende: Bitte, Herr Fritz.

SV Thomas Fritz (PowerShift e.V.): Es gibt ein
grundsätzliches Problem mit den Verpflichtungen
im Dienstleistungsbereich in CETA und möglich-
erweise, wenn es so ähnlich konstruiert werden
sollte, auch in TTIP. Wir haben einen ganz ande-
ren Vertrag als früher das GATS-Abkommen. Und
insofern ist der Hinweis darauf, was die EU-Kom-
mission ja des Öfteren macht, man würde im We-
sentlichen die gleichen Verpflichtungen überneh-
men, die man auch schon im GATS-Abkommen
übernommen hat, problematisch, weil wir haben
mit CETA und TTIP natürlich komplett andersar-
tige Verträge als das GATS-Abkommen in der
WTO. Es gibt in der Welthandelsorganisation
nicht den Investitionsschutz und es gibt dort nicht
die Investor-Staat-Klageverfahren, die wir nun in
TTIP und CETA haben bzw. in CETA haben wir
sie schon, für TTIP ist es noch offen, ob wir sie
dort auch haben werden. Damit müsste man ei-
gentlich die Verpflichtungslisten gänzlich anders

strukturieren. Man bräuchte nämlich eine zusätz-
liche Rubrik, in der man die Möglichkeit bekäme,
den Anwendungsbereich des Investitionsschutzes
auf die verschiedenen Dienstleistungssektoren
auszunehmen. Diese zusätzliche Rubrik fehlt aber.
Damit besteht das grundsätzliche Problem, dass
die Investor-Staat-Verfahren auf sämtliche Vorbe-
halte, die eingetragen worden sind, anwendbar
sind. Und das ist natürlich eine riesengroße Lü-
cke, wie man sich leicht vorstellen kann. Die In-
vestitionsschutzstandards, da ist besonders prob-
lematisch natürlich die billige und gerechte Be-
handlung - fair and equitable Treatment -, weil
diese ja im Wesentlichen beinhaltet, dass Investo-
ren eine legitime Erwartung haben auf ein stabiles
Regulierungsumfeld, so in weitreichenden Inter-
pretationen vom Investitionstribunal. Das ist na-
türlich der wesentliche Mechanismus, der einen
solchen chilling effect ausüben kann, wenn sich
das Regulierungsumfeld nicht wesentlich verän-
dern darf. Das kann problematisch werden an ba-
nalen Beispielen, wie zum Beispiel die Kranken-
versicherungen beginnen, den Leistungskatalog
wieder zu erweitern. Das könnte natürlich Privat-
versicherungen, die irgendwelche Zusatzleistun-
gen anbieten, das Geschäft abgraben und sie könn-
ten daraufhin sagen, ihre legitimen Erwartungen
als Investoren sind beeinträchtigt worden. Wenn
man das weiter spinnt, der Gedanke irgendwann
einmal eine Bürgerversicherung einrichten zu
wollen, wo dann auch Selbstständige miteinbezo-
gen werden würden, könnte natürlich auch in
Probleme geraten mit solchen Mechanismen. Weil
dann natürlich das Geschäft mit denjenigen, die
dann private Versicherungsverträge zur Zeit ha-
ben, dieses Geschäft würde den privaten Versiche-
rungen genommen werden und sie hätten dann
die Möglichkeit, hier klagend tätig zu werden, so-
weit sie Niederlassungen in den USA haben und
das ist bei großen Versicherungsgesellschaften na-
türlich der Fall. Wir haben des Weiteren das Prob-
lem, dass hier auch angebliche Ausnahmen mög-
licherweise gar nicht so weitreichend sind, wie
sie erscheinen mögen, zum Beispiel im Bereich
audiovisuelle Dienstleistungen. Audiovisuelle
Dienstleistungen sind ja ausgenommen worden
von CETA zum Teil und von TTIP auch. Das Prob-
lem dabei ist aber, wir haben gar keine klare Defi-
nition zurzeit, was eigentlich audiovisuelle
Dienstleistungen sind. Nach der jüngsten Klassifi-
kation der Vereinten Nationen ist es zum Beispiel
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so, dass die Übertragung - das broadcasting - gar
nicht mit erfasst wird durch die Definition von
audiovisueller Dienstleistungen. Und das ist dann
natürlich eine zentrale Grauzone, weil das ist na-
türlich ein wesentlicher Anteil der öffentlich-
rechtlichen Medien, dass man eben die Inhalte
nicht nur produziert, sondern eben auch über-
trägt. Und wenn Broadcasting nicht mit hinein-
fällt in die Definition von audiovisuellen Dienst-
leistungen, ist hier die Frage, inwieweit die Über-
tragungsrechte hier möglicherweise unter die Ver-
träge fallen. Ein ähnliches Problem haben wir mit
der Buchpreisbindung. Die Buchpreisbindung ist
im Prinzip schon potenziell angreifbar seit dem
GATS von 1994, weil die Regularien die fallen im
Prinzip unter eine ganz andere Rubrik, nämlich
gar nicht unter die kulturrelevanten Ausnahme-
vorbehalte, sondern im Bereich der Dienstleistun-
gen Printing and Publishing gibt es diesen Sektor.
Wenn man wollte, dass hier die Buchpreisbin-
dung definitiv geschützt ist, müsste man eigent-
lich die Buchpreisbindung explizit nennen und
sagen, die Buchpreisbindung wird ausgenommen
von dem Bereich Printing and Publishing. Das ist
aber nicht der Fall. Das Problem ist deswegen vi-
rulent, weil es den Mechanismus der de facto-Dis-
kriminierung gibt und wir können formal gleiche
Rechte haben, die alle Investoren gleich betreffen,
aber wenn ein Unternehmen eine marktbeherr-
schende Stellung hat, wie beispielsweise Amazon
beim Onlinevertrieb, könnten sie sagen, wir sind
überproportional betroffen, obwohl eine gesetzli-
che Buchpreisbindung alle gleichermaßen betrifft.

Der Vorsitzende: Die nächste Frage von der Kolle-
gin Baerbock für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN.

Abge. Annalena Baerbock (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Eine Anmerkung vorab. Herr Güllner,
es ist interessant, was Sie weglassen, wenn Sie
ausführen, dass die USA die UNESCO-Konven-
tion zum Beispiel nicht unterzeichnet hat oder
dass es in Europa mehr als tausend geschützte
Produkte gibt, von denen jetzt 145 rein verhandelt
wurden. Meine Frage geht aber grundsätzlich an
Herrn Krajewski noch einmal zu ISDS und inwie-
weit Sie das für TTIP als notwendig sehen, viel-
leicht auch noch einmal in der Unterscheidung zu
den bisherigen historischen Abkommen, was sich
im Laufe der Zeit auch beim Investitionsschutz

einfach global geändert hat. Und auch mit Blick
auf die osteuropäischen Länder, welche Bedeu-
tung das für die mit den älteren Verträgen hätte
und wenn Sie vielleicht noch etwas dazu sagen
könnten Australien – USA, warum es da keine
Notwendigkeit für ein Schiedsgerichtsverfahren
gegeben hat.

Der Vorsitzende: Herr Krajewski, bitte.

SV Prof. Dr. Markus Krajewski (Verbraucherzent-
rale Bundesverband e.V.): Vielen Dank. Die histo-
rische Entwicklung des Investitionsschutzes ist,
glaube ich, den meisten ja bekannt. Es begann ja
mit dem ersten deutsch-pakistanischen Investiti-
onsschutzabkommen 1959, das, wie die meisten
folgenden Abkommen, zunächst einmal gar keine
Investor-Staats-Schieds-Streitbeilegung vorsah,
sondern eben ein zwischenstaatliches Streitbeile-
gungsverfahren. Es war dann erst Ende der achtzi-
ger Jahre, dass die ersten Investitionsschutzab-
kommen eben auch die Möglichkeit des Investor-
Staat-Streitverfahrens aufgenommen haben. Und
nach meinem Eindruck ist es vor allem dem
NAFTA Abkommen „zu verdanken“, dass sozusa-
gen die Zahl der Abkommen, die das dann aufge-
nommen haben und auch die Zahl der Streitigkei-
ten, zugenommen haben. Das heißt, wir haben
schon ein relativ neues Phänomen, jedenfalls
wenn man in längeren historischen Zeiträumen
denkt, das seit ungefähr gut 20 Jahren zu beobach-
ten ist. Was auch neu ist, wenn wir uns jetzt
CETA und TTIP anschauen, ist, dass es reine zwi-
schenstaatliche OECD-Abkommen sind, in denen
es ein Investitionsschiedskapitel geben soll. Das
ist meines Wissens bislang jedenfalls überhaupt
nicht die Mehrheit der Fälle gewesen, sondern in
den mehrheitlichen Fällen waren das natürlich
Abkommen zwischen so genannten klassischen
Kapital exportierenden und klassischen Kapital
importierenden Staaten. Und da kann man sagen,
dass auch deutsche Unternehmen natürlich von
Abkommen mit Argentinien, mit den Philippinen
und vielen anderen Staaten insofern profitiert ha-
ben, als sie da eben auch Klagen gegen diese Staa-
ten durchgeführt haben. Jetzt stellt sich die span-
nende Frage in der Tat: Braucht man das im Ver-
hältnis mit Kanada, mit den USA? Wir haben eben
schon gehört, der eigentliche ökonomische Grund
für solche Klauseln, der da immer ist, dass man
sagt, man möchte Investitionen anziehen, indem



Ausschuss für Wirtschaft und Energie

18. Wahlperiode Protokoll der 35. Sitzung
vom 16. März 2015

Seite 23 von 31

man ein investitionsfreundliches Umfeld gene-
riert, die heißen in Deutschland ja auch Investiti-
onsschutz- und Förderverträge, der ist ökono-
misch mit den Modellen, die die Kollegen besser
bewerten können als ich, jedenfalls nicht 100 %ig
nachweisbar. Es gibt auch da, je nach dem, Herr
Felbermayr, je nach dem, in welche Studie man
hereinschaut, ich glaube, was jedenfalls kaum je-
mand behaupten wird ist, dass ein Investitions-
schutz in einem Abkommen mit den USA zu einer
signifikanten Investitionssteigerung im transatlan-
tischen Verhältnis beitragen wird. Einfach aus
dem Grunde, weil natürlich das Investitionsni-
veau schon sehr hoch ist. Sicherlich gibt es Unter-
nehmen auf beiden Seiten des Atlantiks, die sehr
stark von so etwas profitieren würden, davon gehe
ich aus. Ich gehe sogar davon aus, dass wenn wir
mit den USA ein Investitionsschutzteil haben
werden, dass die Zahl der Klagen erheblich stei-
gen wird. Nicht, weil der Investitionsschutz mög-
licherweise so breit formuliert ist, sondern einfach
aufgrund des schieren Investitionsvolumens, das
schon vorhanden ist. Wenn wir uns das an-
schauen, allein im Verhältnis USA – Kanada, was
nur ein Bruchteil des europäisch/amerikanischen
Investitionsumfangs ist, haben wir inzwischen,
wenn ich die letzten Zahlen richtig im Kopf habe,
ungefähr 30 Klagen, also ein bis zwei Klagen pro
Jahr. Ich würde davon ausgehen, dass das sehr an-
steigt, weil natürlich ein zusätzlicher Rechts-
schutzmechanismus, dem man einem Unterneh-
men an die Hand gibt, von dem Unternehmen
möglicherweise sogar aus rein gesellschaftsrechtli-
chen Gründen genutzt werden muss. Das heißt
also, eine Aktiengesellschaft ist gegenüber ihren
Aktionären verpflichtet, in einer Situation wie
zum Beispiel Vattenfall Atomausstieg eben alle
möglichen Rechtsschutzinstrumente zu nutzen,
die da zur Verfügung stehen. Und das wird auch,
selbst wenn man sagt, wir haben da fair and equi-
table Treatment stärker eingeschränkt, wird das
als Möglichkeit genutzt werden. Insofern denke
ich, sollte man sich in der Tat die Frage stellen, ob
man das in einem Verhältnis zu den USA oder zu
Kanada tatsächlich braucht.

Der Vorsitzende: Die nächste Frage stellt jetzt in
der neu beginnenden dritten Runde für die
CDU/CSU-Fraktion Herr Kollege Lenz.

Abg. Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU): Danke, Herr

Vorsitzender. Meine Frage richtet sich an Prof.
Felbermayr. Und zwar wird häufig über die poten-
ziellen Gewinne gesprochen, die man durch TTIP
oder durch Freihandelsabkommen erwarten kann.
Wie schätzen Sie denn den Punkt ein der Oppor-
tunitäten - was passiert also, wenn dieses Abkom-
men nicht zu Stande kommt? Was sagt da die Wis-
senschaft? Es ist ja so, dass sich die Welt um uns
trotzdem ändern wird. Da bitte ich um eine kurze
Einschätzung. Eine Frage noch an Herrn Güllner.
Wie sehen Sie oder wie sieht die Kommission den
Punkt der Nachhaltigkeit? Der Begriff der Nach-
haltigkeit ist im Mandat ja häufig genannt. Sehen
Sie ein Chance auf ein Kapitel, wo die Begriffe
Nachhaltigkeit gebündelt werden könnten, auch
gerade hinsichtlich externer Effekte wie Trans-
portaufwendungen, Umweltstandards beim Trans-
port, das könnte natürlich auch zur erhöhten Ak-
zeptanz beitragen. Danke.

Der Vorsitzende: Zunächst Herr Prof. Felbermayr.

SV Prof. Dr. Gabriel Felbermayr (ifo Institut):
Herzlichen Dank. Das ist eine sehr spannende
Frage, finde ich. Also zunächst einmal sind natür-
lich die Opportunitätskosten zu nennen, ein Ab-
kommen, das uns ein paar Prozent Zuwachs lang-
fristig im realen Pro-Kopf-Einkommen einbringen
kann. Wenn wir darauf verzichten, haben wir das
eben nicht. Das sind die Opportunitätskosten.
Man muss davon ausgehen, dass es auch Spill-
over-Effekte geben wird, weil ja die EU mit vielen
anderen Weltregionen auch in Verhandlung steht,
nicht nur mit Kanada, aber man verhandelt eben
auch mit Japan, es gibt einen Prozess mit Indien,
der zwar zur Zeit auf Eis liegt, aber immerhin man
verhandelt mit Asien-Staaten. Und die Gefahr ist,
dass all diese einzelnen Abkommen, die auch je-
weils kleine aber doch positive Wohlfahrtseffekte
für die Europäer bringen könnten, auch nicht
mehr umgesetzt werden können. Und dann sum-
mieren sich die Kosten schon auf höhere Beträge.
Dazu kommt, dass man das Außenhandeln der Eu-
ropäischen Union beschädigen würde. Die Kom-
mission handelt ja auf Basis eines Mandats und
die Frage ist natürlich, aus welchen Gründen
TTIP oder CETA scheitern sollte, wie das wahrge-
nommen wird außen. Aber die Gefahr ist natür-
lich schon, dass die EU ihre Glaubwürdigkeit ver-
liert in internationalen Verhandlungen und das
kann bis in Richtung Klimapolitik gehen und die
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nächste Dimension ist, dass wir in der Welt an-
dere Mega-Regionals in Verhandlung haben. Und
wenn ich sage Mega-Regionals, dann ist das so.
Die ASEAN, das sind zehn Staaten in Süd-
ostasien, die ASEAN-Staaten verhandeln mit ih-
ren traditionellen Handelspartnern, da gehört In-
dien dazu, aber auch China. Das würde, wenn das
durchgeht, ein sehr großer Wirtschaftsraum sein,
ein sehr dynamischer Wirtschaftsraum sein.
Gleichzeitig verhandeln die Amerikaner mit Pazi-
fik-Anrainerstaaten, eben auch mit Australien.
Übrigens, dort ist dann das ISDS dabei, also der
Investitionsschutz kommt dann mit Australien -
USA über TIPP. Und all diese großen Mega-Regio-
nals würden, wenn TTIP nicht da ist, für Deutsch-
land und Europa negative Wirkungen haben. Die
sind vielleicht nicht sehr groß, aber in einer Zeit,
wo wir 1,5 % Wachstum schon feiern, sind kleine
negative Effekte aus solchen Handelsumlenkungs-
effekten, wenn andere Regionen vorangehen,
nicht zu vernachlässigen. Und letzter Punkt, wir
haben sozusagen mit TTIP das große Ziel, dass wir
in einer Lage bleiben, globale Standards mitzuge-
stalten, nicht nur bei Produkten, auch was Um-
weltstandards/soziale Standards angeht, und auch
da würden wir wahrscheinlich nachhaltig an Ein-
fluss verlieren, wenn wir TTIP nicht machen. Ein
wieder Zurückkehren an den Verhandlungstisch
nach 10 Jahren, würde wahrscheinlich mit sehr
viel geringerer Verhandlungsmacht einhergehen
für die europäische Seite.

Der Vorsitzende: Herr Güllner.

SV Lutz Güllner (EU-Kommission): Nachhaltig-
keit ist ein ganz zentraler Bestandteil all unserer
Abkommen, die wir abgeschlossen haben. Auch
da würde ich Sie gern sowohl auf das Mandat als
auch auf die abgeschlossenen Abkommen verwei-
sen, um sich ganz konkret anzugucken, um was es
da geht. Wir legen ganz großen Wert gerade auf
den Bereich Sozialstandards, wir legen Wert auf
den Bereich Umweltstandards, aber auch um ver-
schiedene andere Elemente, die in diesem Nach-
haltigkeitskapitel mit eingebunden werden, wie
zum Beispiel die berühmte Corporate Social
Responsibility, aber auch Bestimmungen zum Be-
reich illegales Fischen oder grundsätzlich der
nachhaltige Nutzen von natürlichen Ressourcen.
Darüber hinaus findet sich Nachhaltigkeit auch in
anderen Bereichen, dass wir nämlich gerade, um

Ihnen ein Beispiel zu nennen, im Bereich der so-
genannten grünen Güter, gerade bei Energieeffizi-
enz zum Beispiel hier ganz besonders großes Au-
genmerk darauf legen, hier zu einer schnellen
Liberalisierung zu kommen, auch um diese Sekto-
ren zu fördern. Und wie Sie wissen, treten wir
auch für ein Energiekapitel in diesem Abkommen
ein. Auch das würden wir gerne kombinieren mit
Fragen der Energieeffizienz. Um also Ihre Frage zu
beantworten – Nachhaltigkeit ganz zentral und
vielleicht auch noch anzumerken als abschließen-
der Satz, die USA sind einer der wenigen Partner
weltweit, die auch Nachhaltigkeit in ihre Handels-
abkommen reinschreiben. Das heißt zwar nicht
Nachhaltigkeit, sondern das nennt sich dann Ar-
beit und Umwelt, sind aber ähnliche Ideen durch-
aus mit Unterschieden. Aber einer unserer weni-
ger Partner, die tatsächlich mit einem solchen An-
satz auch herangehen. Was wir machen wollen, ist
hier gemeinsame Lösungen zu finden, die über
das hinaus gehen, was sowohl die eine als auch
die andere Seite bisher in ihren Abkommen ge-
macht hat.

Der Vorsitzende: Dankeschön. Die nächste Frage
kommt für die SPD-Fraktion vom Kollegen Wiese.

Abg. Dirk Wiese (SPD): Zwei kurze Fragen – die
erste Frage geht an Herr Körzell. Aus Sicht der
SPD-Bundestagsfraktion glaube ich ist es existen-
ziell, sich für die Durchsetzbarkeit und Stärkung
der ILO-Kernarbeitsnormen einzusetzen. Es ist
aber wichtig, dass wir uns für die tatsächliche
Stärkung der ILO-Kernarbeitsnorm einsetzen, weil
wenn man zum Beispiel Länder sieht wie Pakistan
und Weißrussland, die alle acht ILO-Kernarbeits-
normen verabschiedet haben, so würde ich trotz-
dem sagen, dass in anderen Ländern die Arbeits-
schutznorm höher sind als in diesen beiden Län-
dern, die nicht alle ratifiziert haben. Und daher
die Frage an Sie – anstatt den USA zu sagen, alles
oder nichts, ist es nicht sinnvoller, gerade auch
vor dem Hintergrund des schwierigen Ratifizie-
rungsprozesses in den USA, zu sagen, wir verein-
baren eine feste Roadmap to ILO, um die Arbeits-
schutzstandards zu verbessern und klar deutlich
zu machen, dass wir das wollen, aber einen gewis-
sen Spielraum lassen, um diesen zur tatsächlichen
Durchsetzung zu verhelfen. Und die zweite Frage
geht an Herrn Dullien. Es ist ja die sozialdemokra-
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tische Partei, die auch mit ihren Partnern in Eu-
ropa die Debatte voran treibt, das haben ja gerade
die Beschlüsse von Madrid gezeigt, der sozialde-
mokratischen Handels- und Wirtschaftsminister.
Vielleicht können Sie dazu noch einmal eine
kurze Bewertung zu abgeben, weil das geht ja über
TTIP und CETA auch hinaus, gerade was den in-
ternationalen Handelsgerichtshof angeht.

Der Vorsitzende: Zunächst Herr Körzell, bitte.

SV Stefan Körzell (Deutscher Gewerkschafts-
bund): Danke für die Fragen, sehr geehrter Abge-
ordneter Wiese. Sie haben Recht, andere Staaten
haben die ILO-Kernarbeitsnormen auch ratifiziert.
Unter anderem Pakistan und auch Weißrussland.
Aber lassen Sie mich sagen, dass bei den regelmä-
ßigen Untersuchungen, die der Internationale Ge-
werkschaftsbund macht, die Vereinigten Staaten
von Amerika im Punkterating genauso vergleich-
bar sind wie mit Pakistan. Das wird regelmäßig
vorgenommen. Der IGB attestiert den Vereinigten
Staaten von Amerika die systematische Verlet-
zung von Arbeitnehmerrechten und von daher,
denke ich, wird auch deutlich, warum wir als Ge-
werkschaften sagen, die Anerkennung der ILO-
Kernarbeitsnormen ist wichtig. Die Frage der
Roadmap hin zur Anerkennung dieser Kernar-
beitsnormen ist durchaus eine spannende Frage,
die wir noch nicht abschließend in unseren Gre-
mien beraten haben. Aber hier müsste es ja darum
gehen, einen festen Zeitplan zu vereinbaren, bis
wann alle amerikanischen Bundesstaaten, das ist
jeweils eine bundesstaatliche Regelung, das muss
in den Bundesstaaten verabschiedet werden, dann
auch die ILO-Kernarbeitsnormen verabschiedet
haben, also auch zulassen, dass Betriebsräte ge-
gründet werden können und dass kollektive Lohn-
verhandlungen stattfinden können. Das könnte
ein möglicher Ansatz sein, aber der müsste dann
auch so organisiert sein, dass er sanktionsbewährt
ist. Was passiert, wenn man sagt, wir stimmen zu
und auch wir würden das mit tragen und dann
sagt man, schön, dass ihr euch darauf eingelassen
habt, aber wir erkennen die ILO-Kernarbeitsnor-
men nun doch nicht an, das wäre natürlich eine
Situation, die keiner will und da müsste dann na-
türlich auch geklärt sein, wie das mit Sanktionen
entsprechend belegt werden kann.

Der Vorsitzende: Herr Prof. Dullien, für Sie war

die zweite Frage.

SV Prof. Dr. Dullien (Hochschule für Technik und
Wirtschaft Berlin): Ich bin nach den Vorschlägen
der sozialdemokratischen Wirtschafts- und Han-
delsminister gefragt worden, die vorgeschlagen
haben, eine Reihe der Probleme, die mit bisheri-
gen ISDS-Verfahren sind im CETA-Abkommen
und für künftige Abkommen zu entschärfen, in
dem man einen internationalen Gerichtshof ein-
führt. Und in diesem Fall sollte es ein Gerichtshof
sein, der nur für die CETA-Fälle da ist und eine
Reihe von Kritikpunkten, die immer vorgebracht
werden, werden hiermit tatsächlich verbessert.
Zum Beispiel gibt es eine Reihe von ISDS-Abkom-
men, die Transparenzprobleme haben. CETA ist
davon nicht betroffen, aber historisch haben wir
davon eine ganze Menge. Die neuen Vorschläge
würden sagen, wir haben ganz klare Transparenz-
kriterien. In einer Reihe von ISDS-Verfahren gab
es den Verdacht oder tatsächlich Parteilichkeit,
weil eben jemand Anwälte, die vorher für einen
der großen Konzerne tätig waren, eben als
Schlichtungsrichter eingesetzt wurden. Das soll
hier umgangen werden, indem es eine feste Liste
gibt von unabhängigen Personen, die dort angeru-
fen werden können. Es soll eine Berufungsinstanz
eingeführt werden und es soll die doch sehr will-
kürliche Auslegung zum Teil in einigen dieser
Verfahren eingegrenzt werden. Ich glaube, das al-
les wäre tatsächlich ein großer Fortschritt gegen-
über dem, was bisher vorgeschlagen ist, auch das
permanente Sekretariat. Allerdings was wir da ha-
ben, ist noch nicht ein Gerichtshof, wie wir ihn
sonst kennen. Wir haben keine Berufsrichter, weil
dafür wird immer gesagt gibt es auch bei CETA
hoffentlich zu wenig Fälle und wir haben auch
tatsächlich immer noch eine Verschiebung der Ei-
gentumsrechte zu Gunsten der Konzerne. Das
deutsche Grundgesetz sieht vor, dass man bei Ent-
schädigung einen Interessensausgleich der öffent-
lichen Hand und des Privatinvestors macht.
CETA, wie ganz viele andere ISDS-Klauseln sieht
vor, dass nach dem Marktwert der entgangenen
Gewinne entschädigt wird. Das ändert sich eben
auch nicht durch diesen Vorschlag, sondern man
müsste dann noch einen Schritt weiter gehen.
Man müsste eigentlich gucken, dass man eine
wirklich multilaterale Institution schafft, wo alle
Ländern beitreten können, wo man einen einheit-
lichen Investitionsschutz hat. Aber ich weiß nicht,
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das kann man wahrscheinlich bei CETA nicht
mehr einfügen. Von daher ist dieser Vorschlag
besser als das, was bislang im Vertragstext steht.

Der Vorsitzende: Jetzt die Frage vom Kollegen
Stein für die CDU/CSU Fraktion.

Abg. Peter Stein (CDU/CSU): Ganz herzlichen
Dank. Wir haben ja eine ganze Menge Dinge hier
heute gehört. Vieles zum Thema Chancen und Ri-
siken wie Sie es einschätzen, da haben Sie sicher-
lich auch für sich eine ganze Menge auch noch
mehr im Kopf, was heute nicht alles vorgetragen
werden kann. Aber eins scheint mir Konsens zu
sein, es war oft Konjunktiv und auch viel im Spe-
kulationsbereich, weil eben der Text noch nicht
wirklich vorliegend ist. Und meine Frage geht na-
türlich auch ein bisschen aufgesattelt auf den An-
lass der heutigen Anhörung zurück. Unter den
Ihnen heute möglichen Chancen-Risiko-Abwägun-
gen würden Sie tatsächlich und die Frage geht tat-
sächlich an alle und Sie können mit ja oder nein
antworten - würden Sie tatsächlich unter diesen
Ihnen bekannten Rahmenbedingungen heute drin-
gend empfehlen, dass der Deutsche Bundestag die
Aufforderung ausspricht, diese Verhandlungen zu
stoppen?

Der Vorsitzende: Das heißt, wenn alle gefragt sind,
sind das 30 Sekunden für jeden. Also bitte fangen
wir bei Herrn Raphael an.

SV Detlef Raphael (Deutscher Städtetag): Herzli-
chen Dank. Wir sagen ja zu einem Freihandelsab-
kommen, das unserer Eckpunkte, die wir gemein-
sam formuliert haben, berücksichtigt.

Der Vorsitzende: Herr Krajewski.

SV Prof. Dr. Markus Krajewski (Friedrich-Ale-
xander-Universität-Erlangen-Nürnberg): Also ich
würde dem Bundestag empfehlen, sehr gründlich
nachzudenken, wenn er das ohne ein Moratorium
schafft, dann kann er versuchen, weiter zu ver-
handeln. Ich vermute, er schafft es nicht ohne ein
Moratorium, deswegen würde ich ihm empfehlen,
für ein Moratorium zu plädieren.

Der Vorsitzende: Herr Müller.

SV Klaus Müller (Verbraucherzentrale Bundesver-
band e.V.): Der Verbraucherzentrale Bundesver-
band würde zurzeit formulieren, weil wir gerne
TTIP retten möchten, muss man es korrigieren.

Der Vorsitzende: Herr Maier.

SV Jürgen Maier (Forum Umwelt und Entwick-
lung): Aus unserer Sicht ist schon nach dem Ver-
handlungsmandat klar, dass alle roten Linien un-
serer Mitgliedsorganisation und auch alle roten
Linien des SPD-Parteikonvents überschritten wer-
den, also muss man die Notbremse ziehen und
mit einem öffentlich diskutierten, demokratisch
legitimierten Mandat evtl. dann neu anfangen.

Der Vorsitzende: Herr Fritz.

SV Thomas Fritz (PowerShift e.V.): Die Risiken
sind zu groß und die Verhandlungen sollten des-
wegen gestoppt werden.

Der Vorsitzende: Herr Körzell.

SV Stefan Körzell (Deutscher Gewerkschafts-
bund): Wir haben ja letztes Jahr einen Beschluss
dazu gefasst und haben gesagt, in dieser Form
nicht, sondern wir sagen, wir brauchen dort einen
Neustart und da schließen wir uns ausdrücklich
denen an, was hier auch Transparenzforderungen
erhoben worden ist. Das muss von Anfang an ein
transparentes Verfahren sein. So wie es jetzt läuft,
ist es meiner Meinung nach schlecht zu retten.

Der Vorsitzende: Herr Dullien.

SV Prof. Dr. Sebastian Dullien (Hochschule für
Technik und Wirtschaft Berlin): Ich würde sagen
nicht stoppen, aber klar machen, wo tatsächlich
Probleme und Risiken liegen, die man am Ende
auch nicht akzeptieren kann und das auch den
Verhandlern mit auf den Weg geben und ihnen sa-
gen, zur Not wird das bei uns später nicht ratifi-
ziert.

Der Vorsitzende: Herr Kawlath.

SV Bertram Kawlath (Schubert & Salzer GmbH):
Ich habe noch nie ein erfolgreiches Geschäft abge-
schlossen, ohne vorher verhandelt zu haben. Ich
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würde deshalb streng empfehlen, weiter zu ver-
handeln und die eigene Position dabei gut zu ver-
treten.

Der Vorsitzende: Herr Güllner.

SV Lutz Güllner (EU-Kommission): Die Europäi-
sche Kommission hat natürlich eine solche Wer-
tung nicht abzugeben. Ich verweise noch einmal
auf das Mandat, das wir bekommen haben, was
nicht klarer sein kann von den Mitgliedstaaten
und verweise auch noch einmal auf die demokra-
tische Beschlusslage, dass sowohl durch die dop-
pelte Annahme einerseits durch die Mitgliedstaa-
ten, also den Rat, anderseits durch das Europäi-
sche Parlament und im Falle eines gemischten
Abkommens auch noch durch den Bundestag
durchgeführt werden muss. Insofern genug demo-
kratische Kontrolle.

Der Vorsitzende: Herr Felbermayr.

SV Prof. Dr. Gabriel Felbermayr (ifo Institut): Für
mich überwiegen ganz eindeutig die Vorteile und
Chancen eines solchen Abkommens und deswe-
gen würde ich keinesfalls dafür plädieren, dass
man heute die laufenden Verhandlungen abbricht.

Der Vorsitzende: Vielen Dank. Und die nächste
Frage kommt für die SPD-Fraktion von der Kolle-
gin Scheer.

Abge. Dr. Nina Scheer (SPD): Ich möchte noch
einmal eine Frage an Herrn Prof. Krajewski stellen
und zwar in Bezugnahme auf eine schon etwas
zurückliegende Antwort von Herrn Güllner, die
auf die Frage von Herrn Möring kam zu dem Fall
Fracking. Da war ja im Ergebnis festzuhalten, dass
die EU annimmt, hier läge keine mögliche Klage-
formation vor, weil schon eine Zuständigkeit gar
nicht für diesen Bereich gegeben sei. Teilen Sie
diese Einschätzung? Und würde das nicht im Um-
kehrschluss bedeuten, dass jedwede hier betref-
fenden Maßnahmen nur solche sein könnten, die
explizit für die Europäische Union für zuständig
erklärt wurden? Das sehe ich aber in dem Ver-
handlungsmandat nicht, vielleicht können Sie
dazu was sagen. Und ist es nicht einfach der Um-
stand, dass zum Beispiel auch eine EU-Beihilfe-
leitlinie für den Energiesektor besteht, auch Indiz

dafür, dass sehr wohl die Zuständigkeit der Euro-
päischen Union für diesen Bereich gegeben ist?
Und noch eine letzte Anschlussfrage: Ist die Ant-
wort von Herrn Güllner dann immer noch haltbar,
wenn wir ein Energiekapitel hätten oder etwa,
wenn wir eine europäische Energieunion schaf-
fen? Das ist ja auch gerade in Rede und auf dieser
Grundlage möchte ich dann auch noch einmal die
Antwort von Herrn Güllner in Frage gestellt haben
durch Sie. Vielen Dank.

Der Vorsitzende: Aber gefragt ist Herr Prof.
Krajewski.

SV Prof. Dr. Markus Krajewski (Friedrich-Ale-
xander-Universität-Erlangen-Nürnberg): Vielen
Dank. Ich habe die Frage von Herrn Möring so ver-
standen, dass das Szenario auch das ist, es wird
durch eine Veränderung des deutschen Rechts im
Grunde genommen in mögliche Lizenzen, die im
Rahmen eines Fracking-Verfahrens irgendwie er-
teilt wurden, eingegriffen. Das heißt also, die
Frage war ja eine Frage nach einem investitions-
schutzrechtlichen Szenario, sodass sich aus mei-
ner Sicht die Frage, ob die EU für Fracking Zulas-
sungen oder für derartige Dinge zuständig ist,
überhaupt gar nicht stellt. Denn natürlich hat die
EU die Zuständigkeit für einen großen Teil des
ausländischen Investitionsschutzes und verhan-
delt deswegen ja auch genau diese Kapitel. Das
heißt also, da darf man das, glaube ich, nicht ver-
wechseln mit den Fragen, die sich mitunter im
Rahmen von möglichen Liberalisierungsmarktzu-
gangsgeständnissen usw. bzw. wenn es sogar noch
weiter geht, wenn es um Regulierungsfragen geht.
Also da denke ich, ist es aus meiner Sicht relativ
klar. Wenn wir auch so etwas wie im CETA oder
was auch immer im bisherigen Investitionsschutz-
kapiteln bekommen, und es kommt, wie das Sze-
nario geschildert wurde, zu einer Veränderung ei-
ner bestehenden Rechtslage, wenn ein Investor
schon investiert hat. Also wir haben eine Investiti-
onssituation, in dieser Investitionssituation wird
bestehendes Recht zu Lasten des Investors geän-
dert und es kommt zu Eingriffen in Vermögens-
werte, die eben in den Bereich auch von den indi-
rekten Enteignungen gehen könnten, dann haben
wir selbstverständlich eine Situation, in der hier
auch mit dem Mittel des Investitionsschutzes vor-
gegangen werden kann. Ob da jetzt eine Energie-
beihilfenrichtlinie oder eine Energieunion etwas
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daran ändert, das weiß ich gar nicht. Also ich
würde sogar eher sagen, das ist etwas, was voll-
kommen unabhängig davon geregelt ist, insofern
ziehe ich mich darauf zurück, dass es vielleicht
ein Missverständnis zwischen Herrn Möring und
Herrn Güllner gab in der Beantwortung der Frage,
wenn Sie das gestatten.

Der Vorsitzende: Die nächste Frage kommt für die
Fraktion DIE LINKE. vom Kollegen Lenkert.

Abg. Ralph Lenkert (DIE LINKE.): Danke, Herr
Vorsitzender. DIE LINKE. lehnt CETA und TTIP
ab. Meine Frage an Jürgen Maier – die EU will mit
CETA und TTIP Standards setzen für die interna-
tionale Handelspolitik. In den Protokollen der in
Brüssel tagenden handelspolitischen Ausschüsse
liest sich das ganz anders. Tatsächlich geht es bei
solchen Abkommen um Deals, zum Beispiel Sen-
kung von Agrar- und Lebensmittelstandards in der
EU im Tausch gegen mehr Zugang zum öffentli-
chen Beschaffungswesen in Nordamerika. Meine
Frage: Welche Verschlechterung von Standards
gibt es in CETA und in den bisher bekannten
TTIP-Papieren?

Der Vorsitzende: Die Frage richtete sich an Herrn
Maier.

SV Jürgen Maier (Forum Umwelt und Entwick-
lung): Vielen Dank für die Frage. Bei CETA ist ja
die regulatorische Kooperation sehr viel schwä-
cher ausgeprägt und überwiegend freiwillig. Das
soll ja bei TTIP ganz anders werden. Bisher kann
man allerdings sagen, dass da noch nicht viel pas-
siert, weil die USA überall auf den Bremsen ste-
hen bei Finanzmärkten, bei Pestizidgrenzwerten
sagen die USA brauchen wir keine regulatorische
Kooperation, Energiekapitel wollen sie nicht, bei
Chemikalien, Maschinenbau, Medizintechnik hat
die EU letztes Jahr Vorschläge gemacht, Antwor-
ten stehen aus, die Amerikaner vertrösten die
Kommission die ganze Zeit. Bei Kosmetika hat
man bisher festgestellt, das sind große Probleme
in der Systematik wie das auf beiden Seiten ge-
macht wird, die kaum unter einen Hut zu bringen
sind. Ergebnis: Man hat beschlossen, ein paar Pi-
lotprojekte zu machen, um über Pilotprojekte viel-
leicht einer Harmonisierung näher zu kommen.
Bei Autosicherheitstests stehen die Amerikaner
auch auf der Bremse, sie bewegen sich keinen

Millimeter, genau so wenig wie in den UNECE-
Gremien, wo bisher über gemeinsame Autosicher-
heitstests geredet wurde. Über Pharmagenerika
hat man noch gar nicht geredet. Das ist für die
nächste Verhandlungsrunde geplant. Also Sie se-
hen, da passiert eigentlich nicht sehr viel, was
man bisher bewerten könnte. Die einzige Befürch-
tung, die mittlerweile eine ganze Reihe Beobach-
ter haben ist, dass der Zeitdruck, der von europäi-
schen Politikern jetzt künstlich aufgebaut wird,
dazu führen könnte, dass die Kommission einkni-
cken muss, weil sie unter Druck gesetzt wird. Was
passiert hier eigentlich? Ihr müsst jetzt langsam
Ergebnisse bringen und die Amerikaner natürlich
genüsslich zugucken, wie den Europäern die Zeit
davon läuft. Dann bleibt man halt hart und sieht
dann, wie man über dieses Spielen mit der Zeit
seine eigene Position stärker durchbringt. Was die
USA selber vorschlagen, ist vielleicht der besorg-
niserregendste Punkt. Sie bestehen darauf, das in
den USA seit den Reagan-Jahren eingeführte soge-
nannte Notice-and-Comment-Verfahren auch in
Europa einzuführen. Ein Verfahren, das hat im
Bundestag im letzten Jahr im Agrarausschuss die
Sachverständige Robnett sehr ausführlich erklärt,
das können Sie nachlesen. Ich habe in meiner
schriftlichen Stellungnahme auch die Drucksa-
chennummer 18(10)120B genannt. Das ist ein Ver-
fahren, was extrem langwierig ist, was Lobbyisten
enorm große Einflussmöglichkeiten auf geplante
neue Regulationen gibt und das ist praktisch die
Möglichkeit für Lobbyisten, Regulierungen entwe-
der gleich zu verzögern oder soweit abzuschwä-
chen, dass sie ihnen nicht mehr besonders scha-
den. Ein Verfahren, was wir in Europa in der
Form mit gutem Grund nicht haben, was aber die
Amerikaner bei diesen Verhandlungen unbedingt
durchsetzen wollen. Also alles in allem kann
schon gesagt werden, dass bei der regulatorischen
Kooperation die Gefahr besteht, dass in dem Au-
genblick, wo sich die Verhandlungen weiter fest-
setzen und da einfach gar nichts passiert, dass
dann die schlechten Deals kommen, die in der
Frage angedeutet wurden. Ich glaube schon, dass
regulatorische Kooperation im Prinzip eine sinn-
volle Idee ist, wenn man von vorn herein sagt, wir
nehmen die höheren Standards. Aber was da im
Augenblick läuft, ist eben etwas anderes. Ich ver-
weise noch darauf, dass die Kommission im Au-
genblick vorschlägt, die CO2-Tests für Autos, die
ja in Europa systematisch untertrieben sind, der
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reale CO2-Ausstoß von Autos ist ja viel höher als
das, was immer angegeben wird. Die Kommission
will das jetzt realistischer gestalten mit dem Er-
gebnis, dass die Emissionswerte dann höher sind.
In den USA wird heute schon realistischer getes-
tet, sodass amerikanische Autos höhere CO2-Emis-
sionen nach diesen Tests ausweisen müssen. Was
die Kommission also möchte, ist de facto eine An-
gleichung an den höheren amerikanischen Stan-
dard. Und wer wehrt sich mit Händen und Füßen
dagegen? Die europäische Autoindustrie, große
Überraschung. Also Sie sehen hier ganz genau,
Zielsetzung der Industrie-
lobbyies sind nicht die höheren Standards, son-
dern niedrigere Standards, die dann gemeinsam
sind. Und wenn die gemeinsamen Standards hö-
her werden sollten, dann ist man nicht mehr da-
für. Insofern: die schlechten Deals befürchte ich
auch. Die beste Maßnahme gegen schlechte Deals
ist eine Veröffentlichung der Vorschläge und der
Papiere, damit die Öffentlichkeit verhindern
kann, dass man hinter den Kulissen einknickt und
genau das sollte man tun.

Der Vorsitzende: Die nächste und letzte Frage in
dieser dritten Runde, Frau Höhn für BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN.

Abge. Bärbel Höhn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke. Ich habe eine Frage an Prof. Krajewski.
Und ich habe die Antwort auf Frau Scheer gerade
so verstanden, wenn eine Landesregierung Lizen-
zen an ein Unternehmen gegeben hat zum Fra-
cking, eine Nachfolgelandesregierung macht ein
Moratorium oder verbietet sogar Fracking, dass
dann das betroffene Unternehmen ein entspre-
chendes Schiedsverfahren anstrengen kann, um
seine Investitionen retten zu können. Da hätte ich
gerne eine ja oder nein Antwort. Einen zweiten
Punkt, wenn wir zum Beispiel verbindliche Kenn-
zeichnungen einführen, so wie wir es bei den Ei-
ern hatten – 0, 1, 2, 3 – das machen wir auch für
Fleisch. Die Haltung von Tieren wollen wir so
kennzeichnen, ein Handelshemmnis, gibt es da
Probleme, würde eine solche verbindliche Kenn-
zeichnung erschwert oder verhindert durch das
Freihandelsabkommen CETA oder TTIP? Und der
letzte Punkt. Was ist aus Ihrer Sicht bei CETA und
TTIP schlecht an diesen Schiedsgerichtsverfah-
ren? Was sind da die Punkte, die Sie kritisieren?

Der Vorsitzende: Alle Fragen an Herrn Krajewski,
bitte.

SV Prof. Dr. Markus Krajewski (Friedrich-Ale-
xander-Universität-Erlangen-Nürnberg): Vielen
Dank. Ich denke, was die Frage nach der Fracking-
Lizenz angeht, da wird es entscheidend darauf an-
kommen, wie weit der Bereich ist dessen, was als
Investition in dem Abkommen definiert ist, wenn
man den CETA-Standard nimmt. Da steht eben
drin auch Aufsuchungs- und Aufgewinnungskon-
zessionen und wenn ein Unternehmen sozusagen
die nicht nur auf dem Papier hat, sondern in diese
Richtung auch schon einmal investiert hat, dann
dürfte das darunter fallen. Und wenn das dann
eben entschädigungslos entzogen wird, dann sehe
ich, wäre ich ein gut bezahlter Anwalt einer ame-
rikanischen Anwaltskanzlei, würde ich dem Un-
ternehmen zu einer Klage raten, weil ich da sagen
würden, das ist eine indirekte Enteignung. Die
Frage nach der Kennzeichnung von Fleisch, die
ist etwas schwieriger, weil ich da natürlich jetzt
fragen muss, ist das also eine Kennzeichnung, die
insbesondere Fleischimporte betrifft, also die
sozusagen den Handelsbereich betrifft oder ist das
eine Kennzeichnung, die vor allen Dingen so zu
sagen die einheimische Industrie betrifft, die mög-
licherweise eben von einem ausländischen Inves-
tor betrieben wird? Das kann man sich ja beides
vorstellen. Und je nach dem welches Szenario
man sich anschaut, müsste man natürlich in dem
Abkommen dann auch in die unterschiedlichen
Kapitel hineinschauen. Eine solche Kennzeich-
nungspflicht, da bin ich jetzt, gestehe ich ganz of-
fen, überfragt, weil ich nicht weiß, welche inter-
nationalen Standards es da schon gibt bzw. auf
welche Standards man sich da möglicherweise
mit den Amerikanern bezüglich gegenseitiger An-
erkennung schon einigen kann oder geeinigt hat.
Sie wissen, dass im Bereich der Bio-Lebensmittel
man da eine gegenseitige Anerkennung der Stan-
dards, zumindest der Kennzeichnung, erreicht
hat. Also da müsste man schauen, ob das im Be-
reich des Handels eben ein Handelshemmnis ist
oder ob es da eben zu einer Anerkennung der
Standards kommt. Was ist das Problem am Inves-
titionsschutz bei CETA und TTIP, so wie es im
Moment dargestellt ist? Ich denke, das habe ich
eben versucht, schon deutlich zu machen. Das ist
eben die Grundsatzfrage, ob ich ein zusätzliches
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Rechtsschutzinstrument kreieren möchte, das aus-
schließlich ausländischen Investoren eine weitere
Klagemöglichkeit zur Verfügung stellt. Das ist für
mich eine ganz einfache Frage. Ich muss fragen,
das was ich da sozusagen diesen ausländischen
Unternehmen zusätzlich gebe, was bekomme ich
im Gegenzug dazu? Im Gegenzug bekommen die
europäischen Unternehmen in den USA die glei-
chen zusätzlichen Klagerechte, wenn man so will,
wenn man da eben eine Rechnung darunter macht
und sagt, wir haben mehr davon, dass unsere Un-
ternehmen in den USA klagen können, dann kann
man zum Ergebnis kommen, dass das positiv ist,
wenn man grundsätzlich sagt sowohl in den USA
als auch in der EU haben wir einen ausreichenden
Rechtsschutz auch für ausländische Unterneh-
men, dann sehe ich wie gesagt keinen Bedarf. Jetzt
habe ich aber noch eine Minute und darf dann die
Frage von Frau Baerbock, die ich eben nicht be-
antwortet habe, doch noch hinterher schieben,
nämlich die Frage nach den Altverträgen der mit-
tel- und osteuropäischen Staaten, die ist ja ganz
wichtig. Da ist es ja in der Tat so, die haben ja in
den 90er Jahren, noch bevor sie Mitglied der EU
wurden, Investitionsverträge nach altem amerika-
nischen Modell geschlossen und in der Tat ist es
so, dass mit einem TTIP-Investitionsschutzabkom-
men aller Voraussicht nach diese Abkommen
dann überholt würden gewissermaßen. Allerdings
muss man da natürlich sagen, wenn die Osteuro-

päer der Meinung sind, dass das schlechte Ver-
träge sind, dann können sie die natürlich auch je-
derzeit kündigen, denn die haben die üblichen
Kündigungsfristen und Möglichkeiten wie viele
andere bilaterale Investitionsschutzabkommen
auch. Und das sieht man global ja derzeit auch,
dass eine Reihe von Staaten, ich nenne Südafrika,
ich nenne Indonesien, derzeit der Meinung sind,
dass die Investitionsschutzabkommen, die sie in
den 90er Jahren geschlossen haben, nicht mehr ih-
rem derzeitigen industrie- und investitionsschutz-
politischen Standard entsprechen.

Der Vorsitzende: Meine Herren Sachverständigen.
Vielen Dank für Ihre Antworten. Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, danke für die Fragen und das
Interesse und das auch an das Publikum. Wir sind
jetzt zeitgerecht am Ende dieser Anhörung. Der
Deutsche Bundestag und mit Sicherheit auch die-
ser Ausschuss werden sich weiter mit TTIP befas-
sen, schon allein deswegen, weil wir ja jetzt nur
Grundzüge und ein Mandat erkennen können und
dann uns den weiteren Verhandlungen mit Si-
cherheit noch widmen werden, erst Recht dann
einem evtl. Abschluss. Ich wünsche Ihnen einen
guten Start in die Woche und auf Wiedersehen
und noch einmal vielen Dank für Ihre Mitarbeit.

Schluss der Sitzung: 15:57 Uhr
Za/Gr
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